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für das Land Rheinland-Pfalz

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlos sen:

§ 1
Feststellung des Haushaltsplans

(1) Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan
für das Haushaltsjahr 2014 wird in Einnahmen und Ausgaben
auf 23 670 200 700 EUR festgestellt.

(2) Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan
für das Haushaltsjahr 2015 wird in Einnahmen und Ausgaben
auf 24 451 306 600 EUR festgestellt.

§ 2
Kredite und ergänzende Vereinbarungen

(1) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Minis te rium
wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben
1. des Landes

im Haushaltsjahr 2014 bis zu 8 328 700 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 8 665 600 000 EUR,

2. des Landesbetriebs „Liegenschafts- und Baubetreuung“
im Haushaltsjahr 2014 bis zu 38 000 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 57 000 000 EUR und

3. des Landesbetriebs „Mobilität“
im Haushaltsjahr 2014 bis zu 312 429 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 298 303 900 EUR,

an Krediten aufzunehmen.

(2) Für die Aufnahme von Krediten bis zur Höhe des in Ab -
satz 1 Nr. 1 genannten Betrages ist zunächst die aus dem Vor -
jahr gemäß § 18 Abs. 3 Satz 1 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) noch bestehende Restkreditermächtigung auszuschöp-
fen, die nicht zur Finanzierung der aus dem Vorjahr übertra-
genen Ausgabereste benötigt wird. Erst danach darf die nach
Absatz 1 Nr. 1 bestehende Kreditermächtigung in Anspruch
genommen werden. Soweit zusätzliche Kredite über den in
Absatz 1 Nr. 1 genannten Betrag hinaus zulasten des noch
verbleibenden verfügbaren Teils der Kreditermächtigung be -
nötigt werden, bedarf deren Aufnahme der Einwilligung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags.

(3) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, zum Zwecke der Umschuldung vorzeitig ge -
kündigter Darlehen
1. des Landes

im Haushaltsjahr 2014 bis zu 1 000 000 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 1 000 000 000 EUR,

2. des Landesbetriebs „Liegenschafts- und Baubetreuung“
im Haushaltsjahr 2014 bis zu 50 000 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 50 000 000 EUR und
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3. des Landesbetriebs „Mobilität“
im Haushaltsjahr 2014 bis zu 75 000 000 EUR,
im Haushaltsjahr 2015 bis zu 75 000 000 EUR

an Krediten aufzunehmen. Soweit diese Kredite zum Zwecke
der Umschuldung im laufenden Haushaltsjahr erneut durch
Umschuldungskredite zur weiteren Verbesserung der Kredit -
konditionen abgelöst werden, kann die Ermächtigung in Satz 1
wiederholt in Anspruch genommen werden.

(4) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, im vierten Quartal des Haushaltsjahres 2014
und des Haushaltsjahres 2015 im Vorgriff auf die Kredit er mäch -
tigung des folgenden Haushaltsjahres Kredite bis zur Höhe
von 3 v. H. des für das laufende Haushaltsjahr in § 1 festge-
stellten Betrages aufzunehmen. Die hiernach aufgenommenen
Kredite sind auf die Kreditermächtigung des folgenden Haus -
haltsjahres anzurechnen.

(5) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, Eigenbestände an vom Land oder unter
Beteiligung des Landes begebenen Wertpapieren (Landes wert -
papiere) aufzubauen, zu halten, im Rahmen der Krediter mäch -
ti gung nach Absatz 1 Nr. 1 zu verkaufen oder in Form einer
Wertpapierleihe zu verwenden, insbesondere für Geschäfte,
die deren gleichzeitigen Ver- und Rückkauf beinhalten.

(6) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, im Rahmen der Kreditbeschaffung und Kredit -
bewirtschaftung für das Land sowie im Rahmen des Zins -
managements für den Kommunalen Entschuldungsfonds
Rheinland-Pfalz, für die Universitätsmedizin der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz, für die Rücklage nach § 3 des
Landesgesetzes über den Finanzierungsfonds für die Beamten -
versorgung Rheinland-Pfalz (LFinFG) und für die Versorgungs -
rücklage nach § 3 a LFinFG ergänzende Vereinbarungen zu
treffen, die der Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie
der Erzielung günstiger Konditionen bei neuen Krediten und
bestehenden Kreditmarktschulden dienen. In der Summe dür-
fen diese ergänzenden Vereinbarungen 50 v. H. des Gesamt -
schuldenstandes des Landes am Ende des vorangegangenen
Haushaltsjahres nicht überschreiten. Vereinbarungen, deren
Zinsänderungsrisiko durch ein Gegengeschäft abgesichert ist
oder die von einer Sicherungsvereinbarung erfasst sind, wer-
den auf diesen Höchstbetrag nicht angerechnet.

(7) Im Rahmen der Kreditermächtigung nach Absatz 1 kön-
nen Kredite auch in ausländischer Währung beschafft wer-
den, wenn das damit verbundene Wechselkursrisiko bezüg-
lich des Kapitals und der zu zahlenden Zinsen in voller Höhe
durch Wechselkurssicherungsgeschäfte ausgeschlossen wird.

(8) Soweit der Bund oder die Bundesagentur für Arbeit im
Laufe der Haushaltsjahre 2014 und 2015 über die in den
Haushaltsplänen für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 veran-
schlagten Beträge hinaus weitere Kreditmittel zur Erfüllung
bestimmter Zwecke zur Verfügung stellen, darf das für die
Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium diese Mittel in
den Haushaltsjahren 2014 und 2015 jeweils bis zur Höhe von
12 500 000 EUR als Kredite aufnehmen.

(9) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, zur vorübergehenden Verstärkung der Kassen -
mittel
1. des Landes Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von

8 v. H.,
2. des Landesbetriebs „Liegenschafts- und Baubetreuung“

Kassen verstärkungs kredite bis zur Höhe von 0,3 v. H. und

3. des Landesbetriebs „Mobilität“ Kassenverstärkungskredite
bis zur Höhe von 0,6 v. H.

des für das laufende Haushaltsjahr in § 1 festgestellten Be -
trages aufzunehmen. Auf die Ermächtigung nach Satz 1 Nr. 1
werden vereinnahmte Barsicherheiten und Kassenkredite von
einer zentralen Gegenpartei angerechnet, sofern ihr Betrag
neutralisierende Geschäfte zur Verbesserung der Kredit kondi -
tionen übersteigt und sie nicht für Sicherheitsleistungen des
Landes eingesetzt werden, die in erforderlicher Höhe gestellt
werden können. Für Geschäfte, die den gleichzeitigen Ver-
und Rückkauf von Landeswertpapieren beinhalten, können
weitere Kassenverstärkungskredite bis zur Höhe von 8 v. H.
des für das laufende Haushaltsjahr in § 1 festgestellten Be -
trages aufgenommen werden. Auf die Kreditermächtigungen
sind die Kredite anzurechnen, die aufgrund entsprechender
Ermächtigungen früherer Haushaltsjahre aufgenommen und
noch nicht zurückgezahlt sind. Zur Durchführung eines zent -
ralen Finanzmanagements (Liquiditätspool) bei privatrecht -
lichen Gesellschaften mit einer Landesbeteiligung von min-
destens 50 v. H., bei Landesbetrieben ohne die in Satz 1 Nr. 2
und 3 genannten, bei Sondervermögen des Landes, bei unter
der Aufsicht des Landes stehenden Körperschaften und An -
stalten des öffentlichen Rechts und bei Stiftungen, die im
Landesinteresse liegende Aufgaben erfüllen, können von der
Ermächtigung nach Satz 1 Nr. 1 bis zu 15 v. H. in Anspruch
genommen werden. Das für die Finanzangelegenheiten
zuständige Ministerium wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags Rege lun gen
zur Umsetzung des Liquiditätspools zu treffen und hierin die
allgemeinen Grundlagen und Kriterien zur Inanspruchnahme
des Liquiditätspools für verzinsliche Liquiditätshilfen fest -
zulegen.

(10) Das für die Ausbildungsförderung zuständige Ministerium
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für die Finanz -
angelegenheiten zuständigen Ministerium die Mittel für
Darlehen nach § 17 Abs. 2 des Bundesausbildungs förderungs -
gesetzes (BAföG), soweit sie den Landesanteil betreffen, von
der Kreditanstalt für Wiederaufbau bereitstellen zu lassen und
dieser den Landesanteil an den Darlehensrückflüssen gemäß
§ 56 Abs. 2 BAföG im Gegenzug abzutreten. Entstehende
Zinsen und Tilgungsausfälle bei Rückzahlung der Darlehen
werden vom Land finanziert.

§ 3
Bewirtschaftung der Planstellen und Stellen

(1) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt,
1. Planstellen zu schaffen oder umzuwandeln, wenn dies auf-

grund bestehender Rechtsvorschriften unabweisbar ist;
2. vorübergehend Planstellen mit dem Vermerk „künftig weg -

fallend (kw)“ zur Wiederverwendung vorzeitig in den Ruhe -
stand versetzter Beamtinnen und Beamter mit der Maßgabe
zu schaffen, dass diese in die nächste besetzbare Planstelle
bei ihrer jeweiligen Verwaltung einzuweisen sind;

3. Planstellen zu schaffen oder umzuwandeln, soweit hierfür
Mittel von dritter (öffentlicher oder privater) Seite zur Ver -
fügung gestellt werden;

4. Planstellen umzuwandeln, soweit dies zum Vollzug des
Hochschulgesetzes und des Verwaltungshochschulgesetzes
erforderlich ist; dabei können auch andere Stellen als Plan -
stellen in Planstellen umgewandelt werden;

5. Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ver-
gleichbare Planstellen umzuwandeln;
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6. Leerstellen zu heben, soweit dies erforderlich ist, um wäh-
rend eines Urlaubs ohne Dienstbezüge oder einer Eltern -
zeit im Rahmen des § 30 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 der
Laufbahnverordnung vom 19. November 2010 (GVBl.
S. 444, BS 2030-5) in der jeweils geltenden Fassung die
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für eine dienst- und
laufbahnrechtlich gebotene Beförderung sicherzustellen;

7. fachspezifische Planstellen in Einzelfällen auch mit Beamtin -
nen oder Beamten anderer Fachrichtungen zu besetzen,
wenn adäquate Planstellen nicht vorhanden oder bereits
besetzt sind.

Über den weiteren Verbleib der neu geschaffenen oder umge-
wandelten Stellen ist im nächsten Haushaltsplan zu bestimmen.

(2) Stellen können für Zeiträume, in denen den Stellen in habe -
rinnen oder den Stelleninhabern vorübergehend keine vollen
Bezüge gewährt werden, im Umfang der nicht in Anspruch
genommenen Stellenanteile für Aushilfs- und Vertretungs kräfte
in Anspruch genommen werden.

(3) Wird eine Beamtin oder ein Beamter zur Vermeidung
einer Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit
bei einer anderen Verwaltung im Landesdienst weiterverwen-
det, so kann das für die Finanzangelegenheiten zuständige
Ministerium vorübergehend eine dem Amt der Beamtin oder
des Beamten entsprechende Planstelle mit dem Vermerk „künf -
tig wegfallend (kw)“ schaffen.

(4) Soweit die Zahl der planmäßigen Beamtinnen und Beamten
in Beförderungsämtern die zulässige Zahl der Planstellen je
Besoldungsgruppe in den Stellenplänen des Haushaltsplans
überschreitet, wird das für die Finanzangelegenheiten zustän-
dige Ministerium ermächtigt, Planstellen entsprechend um -
zuwandeln. Die umzuwandelnden Planstellen erhalten mit
der Folge des § 47 Abs. 3 LHO den Vermerk „künftig umzu-
wandeln (ku)“.

(5) Soweit die tarifrechtlichen Voraussetzungen vorliegen,
kann das Entgelt für Beschäftigte, die einen Anspruch auf
Entgelt nach der Entgeltgruppe E 13 Ü haben, weiterhin aus
einer Stelle der Entgeltgruppe E 13 gezahlt werden.

§ 4
Über- und außerplanmäßige Ausgaben

und Verpflichtungsermächtigungen,
Vorfinanzierungen, Grundstücksveräußerungen,

Aufgabenauslagerungen

(1) Der Betrag nach § 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 LHO, bis zu dem
es in Fällen über- und außerplanmäßiger Ausgaben eines Nach -
tragshaushaltsgesetzes nicht bedarf, wird auf 5 000 000 EUR
festgesetzt.

(2) Der Betrag für die dem Landtag nach § 37 Abs. 4 LHO
vierteljährlich mitzuteilenden über- und außerplanmäßigen
Ausgaben wird auf 50 000 EUR festgesetzt; dem Landtag
unverzüglich mitzuteilende Fälle erheblicher finanzieller Be -
deutung sind dann gegeben, wenn über- oder außerplanmäßige
Ausgaben im Einzelfall den Betrag von 500 000 EUR über-
steigen.

(3) Für über- und außerplanmäßige Verpflichtungs ermäch ti -
gungen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 LHO gilt § 37 Abs. 1 Satz 3
und 4 LHO entsprechend. Der in Absatz 1 festgesetzte Betrag
gilt für Verpflichtungsermächtigungen, die in einem Haus -
haltsjahr fällig werden; für Verpflichtungs ermächtigun gen,
die in mehr als einem Haushaltsjahr fällig werden, wird die-

ser Betrag auf 10 000 000 EUR festgesetzt. Über- und außer -
plan mäßige Verpflichtungsermächtigungen sind dem Landtag
in entsprechender Anwendung des § 37 Abs. 4 LHO in Ver -
bindung mit den in Absatz 2 festgesetzten Beträgen, die als
Jahresbetrag gemäß § 16 Satz 2 LHO gelten, mitzuteilen.

(4) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Haushalts- und Finanz -
ausschusses des Landtags seine Einwilligung zu erteilen, Inves -
titionsmaßnahmen auch im Wege privater Vorfinanzierung
durchzuführen.

(5) Ein erheblicher Wert im Sinne des § 64 Abs. 2 Satz 1
LHO für die Veräußerung von Grundstücken ist anzuneh-
men, wenn der volle Wert den Betrag von 1 000 000 EUR
übersteigt.

(6) Der Betrag nach § 112 a Abs. 2 Satz 1 LHO, bis zu dem
die Zustimmung des Landtags zur Auslagerung von Aufgaben
des Landes als erteilt gilt, wird auf 500 000 EUR festgesetzt.

§ 5
Institutionelle Förderung

(1) Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Zu wen -
dungen im Sinne des § 23 LHO zur Deckung der gesamten
Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben
einer Stelle außerhalb der Landesverwaltung (institutionelle
Förderung) sind gesperrt, solange ein Haushalts- oder Wirt -
schaftsplan nicht von dem für die Institution zuständigen und
von dem für die Finanzangelegenheiten zuständigen Minis -
terium gebilligt worden ist. Das für die Finanz angelegen -
heiten zuständige Ministerium hat vor der Aufhebung der
Sperre die Einwilligung des Landtags einzuholen, wenn die
Zuwendung den Betrag von 150 000 EUR im Haushaltsjahr
überschreitet.

(2) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Minis te rium
kann, soweit der Haushalts- oder Wirtschaftsplan nicht recht-
zeitig zu Beginn des Haushaltsjahres vorgelegt werden kann,
Abschlagszahlungen zur Deckung unabweisbarer Ausgaben
genehmigen.

(3) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
kann Ausnahmen von dem Verfahren nach Absatz 1 zulassen,
wenn die Haushalts- oder Wirtschaftspläne der institutionell
geförderten Stelle
1. aufgrund eines Staatsvertrages oder einer Verwaltungs ver -

einbarung von den Vertragspartnern festgestellt oder ge -
nehmigt werden oder

2. nicht von der Übersicht über die vorläufigen Haushalts-
oder Wirtschaftspläne, die nach § 26 Abs. 3 LHO den Haus -
haltsplänen für die Haushaltsjahre 2014 und 2015 als Anlage
beigefügt oder in die Erläuterungen aufgenommen sind,
abweichen; Abweichungen zwischen den verschiedenen
Einnahme- oder Ausgabegruppen innerhalb des Gesamt -
volumens sind hierbei bis zur Höhe von 20 v. H. gegen-
über den vorläufigen Haushalts- oder Wirtschaftsplänen
unerheblich.

§ 6
Budgetierung

(1) Aufgrund des § 7 a Abs. 2 Nr. 3 und des § 20 LHO wer-
den innerhalb eines Kapitels die folgenden einzelnen Aus -
gabe bereiche jeweils für sich für gegenseitig deckungsfähig
erklärt:
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1. die Ansätze der Hauptgruppe 4,
2. die Ansätze der Obergruppen 51 bis 54 – mit Ausnahme

der Gruppen 529 und 531 –,
3. die Ansätze der Hauptgruppe 7 und
4. die Ansätze der Obergruppen 81 und 82.
Darüber hinaus werden die Ansätze der Hauptgruppe 4 und
des Titels 861 01 innerhalb eines Kapitels für gegenseitig
deckungsfähig erklärt. Aufgrund des § 7 a Abs. 2 Nr. 3 und
des § 20 LHO werden innerhalb eines Kapitels einzelne Aus -
gabebereiche jeweils bis zu 20 v. H. für einseitig deckungs -
fähig zugunsten anderer Ausgabebereiche erklärt (hauptgrup-
penübergreifende Deckungsfähigkeit), und zwar:
1. die Ansätze der Hauptgruppe 4 zugunsten der Ansätze der

Obergruppen 51 bis 54 – mit Ausnahme der Gruppen 529
und 531 –, der Hauptgruppe 7, der Obergruppen 81 und
82 sowie des Titels 981 05 sowie

2. die Ansätze der Obergruppen 51 bis 54 – mit Ausnahme
der Gruppen 529 und 531 – zugunsten der Ansätze der
Hauptgruppe 7, der Obergruppen 81 und 82 sowie des
Titels 981 05.

Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, in begründeten Fällen mit Einwilligung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags Abweichun -
gen sowohl von der Beschränkung der gegenseitigen und ein-
seitigen Deckungsfähigkeit auf das einzelne Kapitel als auch
von dem Vomhundertsatz der einseitigen Deckungsfähigkeit
zuzulassen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Verpflichtungs ermächti gun -
gen.

(3) Aufgrund des § 7 a Abs. 2 Nr. 2 und des § 19 Satz 2 LHO
werden die Ausgaben der Hauptgruppe 4 und der Ober grup -
pen 51 bis 54 – mit Ausnahme der Gruppen 529 und 531 – für
übertragbar erklärt. Abweichend von § 45 Abs. 2 LHO können
entsprechende Ausgabereste
1. der Hauptgruppe 4 und des Titels 861 01 für Zwecke

inner halb der Hauptgruppe 4, der Obergruppen 51 bis 54
– mit Ausnahme der Gruppen 529 und 531 – und der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie des Titels 981 05,

2. der Obergruppen 51 bis 54 – mit Ausnahme der Gruppen
529 und 531 – auch für andere Zwecke innerhalb der
Ober gruppen 51 bis 54 – mit Ausnahme der Gruppen 529
und 531 –,

3. der Hauptgruppe 7 auch für andere Zwecke innerhalb der
Hauptgruppe 7 sowie

4. der Obergruppen 81 und 82 auch für andere Zwecke
innerhalb der Obergruppen 81 und 82

verwendet werden. Die Bildung und Inanspruchnahme von
entsprechenden Ausgaberesten nach den Sätzen 1 und 2 kann
auch kapitelübergreifend, mit Einwilligung des für die Finanz -
angelegenheiten zuständigen Ministeriums in begründeten
Ein zel fällen auch einzelplanübergreifend erfolgen. Mehr aus -
gaben bei den Ausgaben der Hauptgruppe 4, der Ober grup -
pen 51 bis 54 – mit Ausnahme der Gruppen 529 und 531 –,
der Hauptgruppe 7, der Obergruppen 81 und 82 sowie der
Titel 861 01 und 981 05 sind, soweit diese nicht im Rahmen
der Deckungsfähigkeit oder durch Einsparungen nach § 37
Abs. 3 LHO ausgeglichen werden, im folgenden Haus halts -
jahr einzusparen; hiervon kann das für die Finanz ange legen -
heiten zuständige Ministerium in besonders begründeten Fällen
Ausnahmen zulassen. Das Nähere bestimmt das für die Finanz -
angelegenheiten zuständige Ministerium mit Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags.

(4) Zur Sicherung einer zweckentsprechenden Verwendung
von Haushaltsmitteln kann der Haushalts- und Finanz aus schuss

des Landtags die Deckungsfähigkeit nach den Absätzen 1 und 2
und die Übertragbarkeit nach Absatz 3 im Einzelfall begrenzen
oder aufheben.

(5) Die Landesregierung entwickelt zur Wahrung des parlamen -
tarischen Budgetrechts die Instrumente zur Steuerung, Opti -
mierung und Kontrolle des Mitteleinsatzes und zur Einhal tung
des Ausgabevolumens fort.

(6) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag einzelplan-
weise über den Stand und die Ergebnisse der Anwendung der
Absätze 1 bis 3 und den allgemeinen Entwicklungsstand der
Instrumente nach Absatz 5 zu den Stichtagen 31. Juli und
31. Dezember.

§ 7
Leistungsauftrag

(1) Zur Ergänzung und Fortentwicklung moderner Haushalts -
instrumentarien wird das zur leistungsbezogenen Plan auf stel -
lung und -bewirtschaftung ausgebrachte Instrument des Leis -
tungsauftrags (§ 7 b LHO) weitergeführt. Ziel ist es, durch
eine in erster Linie aufgaben-, produkt- und wirkungsorien-
tierte Betrachtungsweise des Verwaltungshandelns das Kosten-
und Leistungsbewusstsein sowie einen effektiveren Einsatz der
vorhandenen Ressourcen im Sinne von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu fördern.

(2) Haushaltssystematisch abgegrenzte Ausgabebereiche des
Haus haltsplans (Kapitel, Titelgruppen) können mit Leistungs -
aufträgen verbunden werden, wonach in einem Entwicklungs -
prozess quantitativ und qualitativ definierte Leistungen im Rah -
men der bereitgestellten Haushaltsmittel zu erbringen sind. Der
Leistungsauftrag wird im Rahmen der Haushalts auf stel lung
konzipiert. Er hat insbesondere die rechtlichen Grund lagen
für die betreffenden Aufgaben anzugeben, die Gesamt stra te gie
in dem jeweiligen Politikfeld oder Aufgaben zusammen hang
zu beschreiben sowie die voraussichtlichen Kosten, Leis tun -
gen und Wirkungen darzustellen. Geeignete Informations- und
Steuerungsinstrumente zur Erreichung der Zielvorgaben sind
Zug um Zug zu entwickeln.

(3) Zur Konkretisierung des Leistungsauftrags wird zwischen
der verantwortlichen Stelle und dem einzelplanbewirtschaf-
tenden Ressort unter Beteiligung des für die Finanz ange legen -
heiten zuständigen Ministeriums eine Zielvereinbarung geschlos-
sen. Insbesondere enthält sie für einzelne Aufgaben oder Auf -
gabenbereiche Zielgrößen, die den Ressourceneinsatz, den
Umfang, die Qualität oder die Wirkung von Verwaltungs -
leistungen beschreiben.

(4) Gemäß § 7 b Abs. 4 LHO berichtet die Landesregierung
im Rahmen des § 20 a Abs. 2 LHO in Verbindung mit § 6
Abs. 6 zu den erteilten Leistungsaufträgen.

(5) Das Nähere, insbesondere zur Ausgestaltung des Leistungs -
auftrags, der Zielvereinbarung und des Berichts, regelt das für
die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium.

§ 8
Veräußerung und Überlassung
von Vermögensgegenständen

(1) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
kann abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 LHO zulassen, dass
bei der Veräußerung landeseigener bebauter und unbebauter
Grundstücke für die Schaffung von neuem Wohnraum in der
sozialen Wohnraumförderung ein Preisnachlass bis zu 50 v. H.
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unter dem vollen Wert gewährt werden kann. Der Ein willi gung
des Landtags gemäß § 64 Abs. 2 LHO bedarf es in diesen
Fällen nicht. Wird die Belegung oder die Bebauung der Grund -
stücke nicht binnen angemessener Frist vollzogen, so ist das
Eigentum an dem Grundstück gegen Erstattung der Kosten
wieder auf das Land zurückzuübertragen oder der nach Satz 1
gewährte Preisnachlass zu erstatten.

(2) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
kann abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 LHO bei landes -
eigenen bebauten und unbebauten Grundstücken in Kon ver -
sions standorten Ausnahmen von der Veräußerung zum vollen
Wert zulassen.

(3) Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 LHO wird zugelassen, dass vom
Land im Bereich der Datenverarbeitung entwickelte oder er -
worbene Programme unentgeltlich an juristische Personen des
öffentlichen Rechts abgegeben werden, soweit Gegen seitig keit
besteht. Besondere Vereinbarungen im Rahmen von Verbund -
entwicklungen bleiben hiervon unberührt.

§ 9
Gewährleistungsermächtigungen,

Forderungsverkäufe

(1) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, Bürgschaften zu übernehmen für Kredite
1. zur sozialen Wohnraumförderung und zur Instandsetzung

und Modernisierung erhaltungswürdiger Wohngebäude bis
zur Höhe von 1 200 000 000 EUR,

2. zur Erfüllung der Aufgaben von Anstalten des öffentlichen
Rechts und von privatrechtlichen Gesellschaften mit Lan -
desbeteiligung bis zur Höhe von 1 800 000 000 EUR und

3. zur Förderung sonstiger Maßnahmen, vor allem zur För de -
rung der Wirtschaft, bis zur Höhe von 800 000 000 EUR.

(2) Im Rahmen der Ermächtigung nach Absatz 1 können auch
Garantien und sonstige Gewährleistungen übernommen wer-
den; darunter fällt auch die Einstandspflicht des Landes für
die zweckentsprechende Verwendung von Zuwendungen im
Rahmen von Programmen der Europäischen Union. Bürg -
schaften nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 und Garantien nach Satz 1
können auch in ausländischer Währung übernommen wer-
den; sie sind zu dem Mittelkurs, der vor Ausfertigung der be -
treffenden Bürgschafts- oder Garantieurkunde zuletzt amtlich
festgestellt worden ist, auf den Höchstbetrag anzurechnen.

(3) Das für die kulturellen Angelegenheiten zuständige Mi -
nis terium wird ermächtigt, mit Einwilligung des für die Fi -
nanzangelegenheiten zuständigen Ministeriums Garantien zur
För derung der allgemeinen Kulturpflege bis zur Höhe von
230 000 000 EUR zu übernehmen.

(4) Die zur Durchführung der Absätze 1 bis 3 erforderlichen
Verwaltungsvorschriften erlässt das für die Finanzangelegen -
heiten zuständige Ministerium.

(5) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, Forderungen des Landes aus Darlehens -
verträgen im Rahmen der staatlichen Förderung des Wohnungs -
baus und der sozialen Wohnraumförderung bis zur Höhe von
200 000 000 EUR je Haushaltsjahr zu verkaufen. Das für die
Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium ist im Rahmen
dieser Verträge berechtigt, Zinstauschgeschäfte abzuschließen.
Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, bestehende Zinstauschgeschäfte zur Steuerung
der Zinsänderungsrisiken mit ergänzenden Vereinbarungen zu
bewirtschaften. § 2 Abs. 6 findet keine Anwendung.

(6) Das für die Finanzangelegenheiten zuständige Ministerium
wird ermächtigt, Bürgschaften zur Besicherung
1. der Forderungen des Landes aus Darlehensverträgen im

Rah men der staatlichen Förderung des Wohnungsbaus und
der sozialen Wohnraumförderung im Falle eines Ver kaufs
nach Absatz 5 Satz 1 bis zur Höhe von 400 000 000 EUR
und

2. der Ansprüche des Finanzierungsfonds für die Beamten ver -
sorgung Rheinland-Pfalz auf Rückübertragung von For de run -
gen gegen Investoren bis zur Höhe von 1 233 100 000 EUR

zu übernehmen.

(7) Auf die Höchstbeträge nach Absatz 1, 3, 5 und 6 sind alle
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes übernommenen Ge währ -
leistungen anzurechnen, soweit das Land noch in Anspruch
genommen werden kann.

§ 10
Schuldübernahme

Das für Infrastruktur zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, im Einvernehmen mit dem für Finanzen zuständigen
Ministerium zu Lasten des Landes Rheinland-Pfalz Verbind -
lichkeiten der Flughafen Frankfurt-Hahn GmbH von ins -
gesamt bis zu 60 000 000 EUR und zusätzlich ergänzende
Ver einbarungen zu übernehmen.

§ 11
Verstärkungsmöglichkeiten, Deckungsfähigkeit

und Zweckbindung in besonderen Bereichen

(1) Die Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für
zweck gebundene Finanzzuweisungen nach § 18 Abs. 1 des Lan -
desfinanzausgleichsgesetzes sind jeweils gegenseitig deckungs -
fähig. Eine Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit zwischen
verschiedenen Einzelplänen sowie innerhalb des jeweiligen
Einzelplans zwischen verschiedenen Hauptgruppen ist nur in
begründeten Einzelfällen möglich; sie bedarf der Einwilli gung
des für die Finanzangelegenheiten zuständigen Ministeriums.

(2) Innerhalb der jeweiligen Einzelpläne dürfen auch kapitel-
übergreifend bis zur Höhe der Ist-Einnahmen bei dem Ti tel
181 01 Mehrausgaben bei den korrespondierenden Titeln
der Ausgabegruppen 422, 432, 446 und 636 geleistet werden.
Für möglicherweise darüber hinaus notwendige Haushalts -
aus gaben bei Titeln anderer Gruppen, für die Erstattungen
aus dem Finanzierungsfonds für die Beamtenversorgung
Rhein land-Pfalz tatsächlich geleistet werden, gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(3) Innerhalb der jeweiligen Einzelpläne dürfen auch kapitel-
übergreifend Mehrausgaben bei den Titeln 631 01, 632 01 und
633 01 bis zur Höhe der Ist-Einnahmen bei den Titeln 181 03,
231 14, 232 14 und 233 14 sowie der Minderausgaben bei der
Hauptgruppe 4 geleistet werden. Die Titel 631 01, 632 01 und
633 01 sind innerhalb des jeweiligen Einzelplans gegenseitig
deckungsfähig. Die Einnahmen bei den Titeln 231 13, 232 13
und 233 13 sind zweckgebunden.

§ 12
Fortgeltung

Die nach diesem Gesetz erteilten Ermächtigungen gelten bis
zur Verkündung des Haushaltsgesetzes 2016, wenn es nicht
vor dem 1. Januar 2016 verkündet wird. § 18 Abs. 3 LHO
bleibt hiervon unberührt.
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§ 13
Leistungsbezüge im Hochschulbereich

§ 40 des Landesbesoldungsgesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl.
S. 157, BS 2032-1) in Verbindung mit
1. § 7 der Landesverordnung über Leistungsbezüge sowie

Forschungs- und Lehrzulagen im Hochschulbereich vom
16. Juni 2004 (GVBl. S. 364), zuletzt geändert durch Ar -
tikel 1 der Verordnung vom 15. April 2011 (GVBl. S. 106),
BS 2032-1-3, und

2. § 6 der Landesverordnung über Leistungsbezüge sowie
Forschungs- und Lehrzulagen für Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer der Deutschen Hochschule für Ver -
waltungswissenschaften Speyer vom 22. Juni 2004 (GVBl.

S. 370), geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom
15. April 2011 (GVBl. S. 106), BS 2032-1-4,

bleibt bei der Anwendung des § 6 unberührt. Die in Satz 1 ge -
nannten besoldungsrechtlichen Vorschriften haben auf die
Bemessung des dem einzelnen Ressort, in dessen Geschäfts -
bereich Hochschulen bestehen, zustehenden Gesamtbudgets
keinen Einfluss.

§ 14
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 und, soweit es Be stim -
mungen für das Haushaltsjahr 2015 enthält, am 1. Januar 2015
in Kraft.
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Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Hinweis

Leerseite aus drucktechnischen Gründen
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GesamtplanGesamtplan

Ansatz
2013

- Mio. EUR -

Ansatz
2014

- Mio. EUR -

Ansatz
2015

- Mio. EUR -

Ausführungsgesetz zu 
Artikel 117 der LV

Gesamteinnahmen 22.763 23.670 24.451
minus Bruttokreditaufnahme am Kreditmarkt 8.919 9.329 9.666 § 1 (3) Nr. 1 1

minus Entnahme aus Rücklagen, haushaltstechnische Verrechnungen, 
Überschüsse aus Vorjahren

543 78 81 § 1 (3) Nr. 2 2

bereinigte Einnahmen 13.302 14.263 14.705
NR finanzielle Transaktionen  212 176 175 § 2 (1) 

NR finanzielle Transaktionen mit Konzernbestandteilen 58 18 18 § 2 (2) 
3

minus finanzielle Transaktionen nach Bereinigung in Nebenrechnung (NR) 154 158 158 § 1 (3) Nr. 3 / § 2 (1) 3

minus Konjunkturbereinigung -145 -87 -75 § 1 (3) Nr. 4

weitere Bereinigungen Konzernbetrachtung
plus Überschuss Pensionsfonds 629 642 687 § 1 (3) Nr. 5

plus Überschuss "Wissen schafft Zukunft" 0 0 0 § 1 (3) Nr. 5

plus Überschuss Versorgungsrücklage 0 25 24 § 1 (3) Nr. 5

minus NKA LBM 168 143 128 § 1 (3) Nr. 6

minus NKA LBB 91 25 2 § 1 (3) Nr. 6

minus NKA sonst. jur. Personen, die dem Land zuzurechnen ist 19 37 46 § 1 (3) Nr. 6

minus Mindereinnahmen in Sondersituationen 0 0 0 § 1 (3) Nr. 7

strukturelle Einnahmen 13.644 14.654 15.157

Gesamtausgaben 22.763 23.670 24.451
minus Bruttotilgung am Kreditmarkt 7.622 8.235 8.635 § 1 (3) Nr. 1 4

minus Zuführungen an Rücklagen, haushaltstechnische Verrechnungen, 
Fehlbeträge aus Vorjahren

543 78 81 § 1 (3) Nr. 2 5

bereinigte Ausgaben 14.599 15.357 15.735
NR finanzielle Transaktionen  770 628 646 § 2 (1) 

NR finanzielle Transaktionen mit Konzernbestandteilen 494 515 550 § 2 (2) 
6

minus finanzielle Transaktionen nach Bereinigung in Nebenrechnung (NR) 276 113 96 § 1 (3) Nr. 3 / § 2 (1) 6

weitere Bereinigungen Konzernbetrachtung
plus Defizit Pensionsfonds 0 0 0 § 1 (3) Nr. 5

plus Defizit "Wissen schafft Zukunft" 140 127 124 § 1 (3) Nr. 5

plus Defizit Versorgungsrücklage 17 0 0 § 1 (3) Nr. 5

minus Nettotilgung LBM 0 0 0 § 1 (3) Nr. 6

minus Nettotilgung LBB 0 0 0 § 1 (3) Nr. 6

minus Nettotilgung sonst. jur. Personen, die dem Land zuzurechnen ist 0 0 0 § 1 (3) Nr. 6

minus Mehrausgaben in Sondersituationen 0 0 0 § 1 (3) Nr. 7

plus Tilgungsverpflichtungen aus Sondersituationen 0 0 0 § 1 (3) Nr. 7

strukturelle Ausgaben 14.480 15.371 15.764

formaler Haushaltsausgleich 0 0 0
minus Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt 1.297 1.094 1.031 § 1 (3) Nr. 1

minus insb. Rücklagensaldo 0 0 0 § 1 (3) Nr. 2

Finanzierungssaldo -1.297 -1.094 -1.031
NR finanzielle Transaktionen  -558 -452 -470 § 2 (1) 

NR finanzielle Transaktionen mit Konzernbestandteilen -436 -496 -533 § 2 (2)

minus finanzielle Transaktionen nach Bereinigung in Nebenrechnung (NR) -122 45 62 § 1 (3) Nr. 3 / § 2 (1+2)

minus Konjunkturbereinigung -145 -87 -75 § 1 (3) Nr. 4

weitere Bereinigungen Konzernbetrachtung
plus Überschuss Pensionsfonds 629 642 687 § 1 (3) Nr. 5

plus Überschuss "Wissen schafft Zukunft" -140 -127 -124 § 1 (3) Nr. 5

plus Überschuss Versorgungsrücklage -17 25 24 § 1 (3) Nr. 5

minus NKA LBM 168 143 128 § 1 (3) Nr. 6

minus NKA LBB 91 25 2 § 1 (3) Nr. 6

minus NKA sonst. jur. Personen, die dem Land zuzurechnen ist 19 37 46 § 1 (3) Nr. 6

minus Mindereinnahmen abz. Mehrausgaben in Sondersituationen 0 0 0 § 1 (3) Nr. 7

plus Tilgungsverpflichtungen aus Sondersituationen 0 0 0 § 1 (3) Nr. 7

struktureller Saldo -836 -716 -607
Veränderung ggü. Vorjahr in Mio. Euro 348 119 109

1 OGr. 32
2 OGr. 35, 36, 38
3 OGr./Gr. 133, 134, 14, 17, 18, 31
4 OGr. 59
5 OGr. 91, 96, 98
6 OGr. 83, 87, 85, 86, 58

Übersicht über den strukturellen Saldo

Einnahmen Kernhaushalt

Ausgaben Kernhaushalt

Salden Kernhaushalt
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Hinweis

Gemäß § 1 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung vom 20. De -
zember 1971 (GVBl. 1972 S. 2), zuletzt geändert durch § 9 des
Gesetzes vom 3. Juli 2012 (GVBl. S. 199), BS 63-1, wird mit
dem Haushaltsgesetz nur der Gesamtplan des Haushaltsplans
verkündet.
Auskunft darüber, bei welchen Stellen Einzelpläne und
Anlagen des Haushaltsplans eingesehen werden können, er -
teilt das Ministerium der Finanzen, Kaiser-Friedrich-Str. 5,
55116 Mainz.

GesamtplanGesamtplan

Ansatz
2013

- Mio. EUR -

Ansatz
2014

- Mio. EUR -

Ansatz
2015

- Mio. EUR -

Berechnungshinweis

1. Saldo  der Korrekturen nach § 1 (3) Nr. 2 0 0 0
2. Saldo der finanziellen Transaktionen nach § 1 (3) Nr. 3 -122 45 62
3. Konjunkturkomponente* nach § 1 (3) Nr. 4 -145 -87 -75
4. Saldo der Einrichtungen nach § 1 (3) Nr. 5 472 540 588 (Zeile 4a. + 4b. + 4c.)

4a. Saldo des Finanzierungsfonds für die Beamtenversorgung 629 642 687

4b. Saldo des Sondervermögens "Wissen - schafft - Zukunft" -140 -127 -124

4c. Saldo der Versorgungsrücklage nach § 14 a BBesG -17 25 24

5. Kreditaufnahme in Sondersituationen (§§ 4 und 5 ) 0 0 0
6. Tilgung von Krediten in Sondersituationen (§§ 4 und 5 ) 0 0 0
7. Abbauverpflichtung aus Kontrollkonto (§ 6) 0 0 0

8. zulässiger Saldo nach § 1 Absatz 4** -739 -583 -600 (Zeile 1. bis 3. - Zeile 4. und 
5. + Zeile 6. und 7.)

9. Nettokreditaufnahme (Nettotilgung***) der jur. Personen 
(§ 1 (1) Satz 2)

19 37 46

10. Nettokreditaufnahme (Nettotilgung***) der Landesbetriebe am 
Kreditmarkt

259 168 130

11. verbleibender zulässiger Saldo für den Kernhaushalt** -460 -377 -424 (Zeile 8. + 9. + 10.)

12. geplante Obergrenze des Defizitabbaupfades -1.268 -1.087 -906

13. zulässige NKA im Kernhaushalt ab 2020 und NKA gem. 
Obergrenze des Defizitabbaupfades

1.728 1.464 1.330 (Zeile 11. + 12.)

14. Nettokreditaufnahme (Nettotilgung) am Kreditmarkt im 
Kernhaushalt

1.297 1.094 1.031

15. Abstand zur zulässigen NKA im Kernhaushalt ab 2020 und 
NKA gemäß Abbaupfad

432 371 299 (Zeile 13. - 14.)

* > 0: Aufschwung; < 0: Abschwung

** > 0 : Tilgungsverpflichtung; < 0: Erlaubte Kreditaufnahme am Kreditmarkt

*** Eine Nettotilgung wird als Negativbetrag ausgewiesen

Differenzen sind durch Rundungen möglich.

Berechnung des zulässigen Saldos

Komponenten zur Berechnung des zulässigen Saldos
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Das Landesgesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vor -
schriften vom 5. Oktober 1993 (GVBl. S. 481), zuletzt ge ändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157),
BS 2020-2 a, wird wie folgt geändert:

Artikel 7 wird wie folgt geändert:

1. Absatz 10 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Klammerzusatz wird nach dem Wort „Lan -
desbesoldungsgesetzes“ die Abkürzung „– LBesG –“
eingefügt.

bb) Die Angabe „Stufe 2“ wird durch die Angabe „§ 41
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 (ein Kind) und Satz 2
LBesG“ ersetzt.

b) In Satz 1 Nr. 2 wird der Schlusspunkt durch einen
Strich punkt ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
„ab dem Haushaltsjahr 2014 sind die Richtwerte in der
zum 21. Februar 2013 geltenden Fassung (MinBl. 2013
S. 137) anzuwenden.“

c) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

2. Absatz 11 wird gestrichen.

3. Der bisherige Absatz 12 wird Absatz 11.

Artikel 2

Das Landesgesetz zur Ausführung des Schwanger schafts kon -
flikt gesetzes und anderer Gesetze vom 14. März 2005 (GVBl.
S. 77) BS 2120-20, wird wie folgt geändert:

§ 1 wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 wird folgender neue Satz 2 eingefügt:
„Das Angebot ist ausreichend, wenn für je 40 000 Ein woh -
nerinnen und Einwohner mindestens eine vollzeitbeschäf-
tigte Beraterin, ein vollzeitbeschäftigter Berater oder eine
entsprechende Anzahl von Teilzeitbeschäftigten zur Ver -
fügung steht.“

2. Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Überschreitet die Zahl der geförderten Beratungsstellen
den nach Absatz 1 Satz 2 vorgesehenen Versorgungs schlüs -
sel, sind unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse
vorrangig Beratungsstellen zu fördern, die zur Gewähr leis -
tung der Wohnortnähe und Pluralität der weltanschaulichen
Ausrichtung erforderlich sind; erfüllen mehrere Be ra tungs -
stellen diese Voraussetzungen, ist die Förder ent schei dung
unter Berücksichtigung der Qualität und In anspruch nah me
der Beratung sowie der Wirtschaftlichkeit und Erfahrung
der Beratungsstellen zu treffen.“

Artikel 3

Das Landesgesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugend -
hilfe gesetzes vom 21. Dezember 1993 (GVBl. S. 632), zuletzt
geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 28. September
2010 (GVBl. S. 280), BS 216-1, wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Ministerium

des Innern und für Sport“ durch die Worte „für das
Kommunalrecht zuständigen Ministerium“ ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Worte „Die Ministerin oder
der Minister für Arbeit, Soziales, Familie und Ge sund -
heit“ durch die Worte „Das fachlich zuständige Mi -
nisterium“ und die Worte „der Ministerin oder dem
Minister des Innern und für Sport“ durch die Worte
„dem für das Kommunalrecht zuständigen Minis te -
rium“ ersetzt.

2. § 6 Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung:
„2. die Agentur für Arbeit,“.

3. § 10 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 4 erhält folgende Fassung:

„4. die Bundesagentur für Arbeit, Regionaldirektion
Rheinland-Pfalz-Saarland,“.

b) In Nummer 5 werden die Worte „Ministerium der
Jus tiz“ durch die Worte „für die Angelegenheiten der
Rechtspflege zuständige Ministerium“ ersetzt.

c) In Nummer 6 werden die Worte „Ministerium für Bil -
dung und Kultur“ durch die Worte „für das gesamte
Schul- und Unterrichtswesen zuständige Minis terium“
ersetzt.

d) In Nummer 7 werden die Worte „Ministerium des
Innern und für Sport“ durch die Worte „für die Po -
lizei zuständige Ministerium“ ersetzt.

e) Nummer 8 erhält folgende Fassung:
„8. das für die Angelegenheiten der Frauen zuständige

Ministerium,“.
f) In Nummer 9 wird das Wort „Ausländerfragen“ durch

die Worte „Migration und Integration“ ersetzt.

4. § 26 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Der Anteil des Landes beträgt jährlich 49 247 500
EUR.“

b) In Absatz 2 Halbsatz 2 werden nach den Worten
„weitere Hilfen“ die Worte „oder andere Maß nah -
men“ eingefügt.

5. § 27 wird gestrichen.

6. Der bisherige § 28 wird § 27 und die Worte „Die Minis -
terin oder der Minis ter für Arbeit, Soziales, Familie und
Gesundheit“ werden durch die Worte „Das fachlich zu -
stän   dige Ministerium“ ersetzt.

7. Der bisherige § 29 wird § 28.

8. Der bisherige § 30 wird § 29 und das Gliederungszeichen
„(1)“ und die Absätze 2 und 3 werden gestrichen.

9. Es werden folgende Bezeichnungen ersetzt:
a) in § 2 Abs. 2 Satz 1, § 7 Abs. 3 Satz 1 und 2, § 9 Abs. 4

und 5, § 10 Abs. 2 Satz 2, § 11 Abs. 1 und 2 Satz 1,
§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 23 Abs. 3 „das Minis -
terium für Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit“
durch „das fachlich zuständige Ministerium“,

b) in § 7 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3, § 9 Abs. 2
und § 10 Abs. 1 „das Landesamt für Jugend und So -

L a n d e s g e s e t z
zur Verbesserung der Haushaltssteuerung

Vom 20. Dezember 2013



ziales“ durch „das Landesamt für Soziales, Jugend und
Versorgung“.

10. Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorstehenden
Bestimmungen geändert.

Artikel 4

Das Landesaufnahmegesetz vom 21. Dezember 1993 (GVBl.
S. 627), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. De -
zember 2005 (GVBl. S. 516), BS 26-2, wird wie folgt geändert:

§ 3 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Die Erstattung erfolgt am 1. März sowie am 1. September
aufgrund der Meldungen der Landkreise und kreisfreien Städte
für das vorangegangene Kalenderhalbjahr.“

Artikel 5

Es treten in Kraft:
1. Artikel 1, 2 und 3 am 1. Januar 2014,
2. Artikel 4 am 1. Januar 2015.
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Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Das Ministergesetz in der Fassung vom 12. August 1993 (GVBl.
S. 455), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
18. Juni 2013 (GVBl. S. 157), BS 1103-1, wird wie folgt ge -
ändert:

§ 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) Für Tätigkeiten und Aufgaben, die von einer ehema-
ligen Ministerpräsidentin oder einem ehemaligen Minister -
präsidenten im Zusammenhang mit dem früheren Amts -
verhältnis als Ministerpräsidentin oder Ministerpräsident
wahrgenommen werden, können Einrichtungen und Per -

sonal zur Verfügung gestellt und Ersatz für Aufwen dun gen
gewährt werden. Bei einer Dauer des Amtsverhältnisses
von weniger als fünf Jahren können die Leistungen für
einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten, bei einer Dauer
von bis zu zehn Jahren für einen Zeitraum von bis zu
einem Jahr, bei einer Dauer von mehr als zehn Jahren für
einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren und bei einer Dauer
von mehr als fünfzehn Jahren für einen Zeitraum von bis
zu drei Jahren nach Ausscheiden aus dem Amt gewährt
werden.
Die Entscheidung hierüber trifft, unter Berücksichtigung
der Umstände des Einzelfalls, die Landesregierung im Be -
nehmen mit dem Haushalts- und Finanzausschuss.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

F ü n f t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Ministergesetzes

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1
Änderung des Abgeordnetengesetzes

Rheinland-Pfalz

Das Abgeordnetengesetz Rheinland-Pfalz vom 21. Juli 1978
(GVBl. S. 587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Februar
2013 (GVBl. S. 12), BS 1101-4, wird wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Ein Abgeordneter erhält eine monatliche Entschä -
di gung von 5 625,44 EUR. Dieser Betrag erhöht sich ab
1. Januar 2015 auf 5 681,69 EUR.“

b) In Absatz 3 erhalten Satz 2 und 3 folgende Fassung:
„Bei der Entschädigung nach Absatz 1 beträgt er 5 610,03
EUR, ab 1. Januar 2015 5 666,12 EUR. Bei der Ent schä -
di gung nach Absatz 2 beträgt er 11 220,06 EUR für
den Präsidenten und die Fraktionsvorsitzenden sowie
8 415,04 EUR für die Vizepräsidenten; ab 1. Januar
2015 beträgt er 11 332,25 EUR für den Präsidenten und
die Fraktionsvorsitzenden sowie 8 499,19 EUR für die
Vize präsidenten.“

2. In § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird die Angabe „1 184,84 EUR“
durch die Angabe „1 280 EUR“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

S e c h z e h n t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes Rheinland-Pfalz

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Das Polizei- und Ordnungsbehördengesetz in der Fassung vom
10. November 1993 (GVBl. S. 595), zuletzt geändert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 20. Dezember 2011 (GVBl. S. 427),
BS 2012-1, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 15 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Für die Gerichtskosten gelten die Vorschriften über die
Kostenerhebung in Angelegenheiten der freiwilligen Ge -
richtsbarkeit in der jeweils geltenden Fassung.“

2. § 18 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 wird der Punkt durch ein Semikolon ersetzt

und die Worte „dies gilt nicht, sofern die kör per liche
Untersuchung der Feststellung der Gewahrsamsfähig -
keit dient.“ angefügt.

b) Es wird folgender Satz 4 eingefügt:
„In diesen Fällen bedarf es nur dann einer richterlichen
Anordnung, wenn zur Feststellung der Gewahr sams -
fähig keit ausnahmsweise ein körperlicher Eingriff er -
for derlich wird.“

3. § 24 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „sichergestellten“ das

Wort „beweglichen“ eingefügt.
b) In Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 wird nach der Ver wei -

sung „§ 979 Abs. 1“ die Verweisung „und Abs. 1 a“ ein-
gefügt.

4. § 29 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

b) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und wie folgt
geändert:
Satz 3 erhält folgende Fassung:
„Bei Gefahr im Verzug kann die Verwendung der Da -
ten zu den in Satz 2 genannten Zwecken vorläufig durch
die Behördenleitung oder einen von ihr besonders be -
auftragten Beamten des höheren Dienstes zugelassen
werden; die richterliche Entscheidung ist unverzüglich
nachzuholen.“

5. § 31 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 werden nach dem Wort „Monate“ die Worte

„, im Fall des Absatzes 3 auf höchstens zwei Monate,“
eingefügt.

b) In Satz 4 werden die Worte „drei Monate“ durch die
Worte „denselben Zeitraum“ ersetzt.

6. § 83 erhält folgende Fassung:

„§ 83
Zentralstelle für Polizeitechnik

(1) Die Zentralstelle für Polizeitechnik nimmt zentrale
Aufgaben im Bereich der Polizeitechnik wahr. Sie ist die
zentrale Stelle für den Digitalfunk der Behörden und
Orga nisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im Land
Rheinland-Pfalz (Autorisierte Stelle).

(2) Die Autorisierte Stelle trifft verbindlich gegenüber den
BOS alle für den Betrieb erforderlichen technischen Fest-
legungen und Anordnungen, die zur Aufrechterhaltung der
Funktionsfähigkeit des Digitalfunknetzes BOS er forder lich
sind.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

A c h t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Die Gemeindeordnung in der Fassung vom 31. Januar 1994
(GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 8. Oktober 2013 (GVBl. S. 349), BS 2020-1, wird wie
folgt geändert:

1. § 85 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 3 werden die Worte „der Energie -
versorgung, der Wasser versorgung“ durch die Worte
„der Versorgung mit Elektrizität, Gas und Wärme
(Energieversorgung), der Versorgung mit Wasser,
der Versor gung mit Breitband telekommuni kation“
ersetzt.

bb) Folgende Sätze werden angefügt:
„Die Errichtung, Übernahme oder wesentliche Er -
weiterung eines wirt schaftlichen Unternehmens im
Bereich Energieversorgung wird stets durch einen
öffentlichen Zweck gerechtfertigt und ist abwei-
chend von Satz 1 Nr. 2 zulässig, wenn das Unter -
nehmen nach Art und Umfang in einem angemes-
senen Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der Ge -
meinde steht. Satz 2 gilt nicht für die künftige
Beteiligung eines wirtschaftlichen Unternehmens der
Gemeinde an Anlagen zur Energieerzeugung aus
fossilen Energieträgern und Kernbrennstoffen. Da -
von ausgenommen sind erdgasbasierte Kraftwerke
als hocheffiziente GuD-Anlagen, im Rahmen der
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) oder als Erzeuger
von Regel- und Ausgleichsenergie für einen stabi-
len Betrieb des elektrischen Netzes.“

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Bei der Versorgung mit Elektrizität und Gas gelten aus -
schließlich die Inte ressen als berechtigt, die nach den
Bestimmungen des Energiewirtschafts gesetzes eine Ein -
schränkung des Wettbewerbs zulassen.“

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a eingefügt:
„(2 a) Die Beteiligung eines wirtschaftlichen Unter neh -
mens der Gemeinde an Anlagen zur Erzeugung er neuer -

barer Energien, die außerhalb der Bundes republik
Deutsch land errichtet werden oder bestehen, bedarf
der Genehmi gung der Aufsichtsbehörde. Sie ist zuläs-
sig, wenn ein öffentlicher Zweck die Beteiligung recht-
fertigt und sie in einem angemessenen Verhältnis zu der
Leis tungsfähigkeit der Gemeinde steht.“

2. In § 86 b Abs. 5 Satz 1 wird nach der Verweisung „§ 90
Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 4,“ die Verweisung „§ 92 Abs. 1,“
eingefügt.

3. Dem § 88 Abs. 5 werden folgende Sätze angefügt:
„Die Sätze 1 und 2 gelten für Unternehmen im Bereich der
Energieversorgung mit der Maßgabe, dass die Vertreter
der Gemeinde die zuständigen Organe der Gemeinde über
die in Satz 1 genannten Angelegenheiten vor der Be schluss -
fassung des zuständigen Organs des Unternehmens zu
unterrichten haben. Die zuständigen Organe der Ge mein de
können innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach ihrer
Unter richtung einen Beschluss über die in Satz 1 genann-
ten Angelegenheiten herbeiführen.“

4. In § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird die Verweisung „§ 85
Abs. 1 Nr. 1“ durch die Verweisung „§ 85 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1“ ersetzt.

5. § 92 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden die Worte „oder mittelbar“ gestri-
chen.

bb) In Satz 4 werden nach dem Komma die Worte „im
Bereich Energie versorgung spätestens vier Wochen
und im Übrigen“ eingefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach den Worten „Maßnahmen

ist“ die Worte „im Bereich Energieversorgung spä-
testens vier Wochen und im Übrigen“ eingefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:
„Die Aufsichtsbehörde kann im Einzelfall die Frist
nach Satz 1 verkür zen.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Z w e i t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung der Gemeindeordnung

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die verbandsfreie Stadt Herdorf wird am 1. Juli 2014 in die
Verbandsgemeinde Daaden eingegliedert.

§ 2

Die Verbandsgemeinde Daaden führt ab dem 1. Juli 2014
zunächst den Namen „Herdorf-Daaden“. Das fachlich zustän-
dige Ministerium wird innerhalb eines Jahres nach der Ge -
biets änderung den Namen der umgebildeten Verbands gemein -
de letztlich festlegen. Der Sitz der umgebildeten Ver bands -
gemein de ist Daaden.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden
werden am Tage der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr
2014 neu gewählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl der Bür -
ger meisterin oder des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde
Herdorf-Daaden findet am 14. Tag nach der ersten Wahl statt.
Für die Vorbereitung und die Durchführung der Wahlen ist
das gemeinsame Gebiet der verbandsfreien Stadt Herdorf und
der Verbandsgemeinde Daaden maßgeblich. Die Wahlzeit des
neuen Verbandsgemeinderates Herdorf-Daaden beginnt am
1. Juli 2014. Die Wahlzeit des bisherigen Verbandsgemeinde -
rates der Verbandsgemeinde Daaden und die Amtszeit ihres
am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeisters enden mit Ab -
lauf des 30. Juni 2014.

(2) Der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der Ver -
bands gemeinde Daaden hat für den Rest seiner Amtszeit, für
die er ernannt worden ist, einen Anspruch auf eine Verwen -
dung als hauptamtlicher Beigeordneter der Verbands gemein de
Herdorf-Daaden. Eine Verpflichtung zur Übernahme eines
gleich oder geringer zu bewertenden Amtes im Sinne des
§ 27 Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes (LBG) in Verbin dung
mit § 18 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom
17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fas -
sung besteht nicht. Bei einer Versetzung des am 30. Juni 2014
am tierenden Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Daaden
in den einstweiligen Ruhestand findet § 83 Abs. 8 des Landes -
beamtenversorgungsgesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157,
BS 2032-2) entsprechende Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Stadt Herdorf oder Bürgermeister der Verbandsgemeinde
Daaden in das Amt des Bürgermeisters der Verbands gemein de
Herdorf-Daaden berufen, gilt das Beamtenverhältnis als nicht
unterbrochen. Das Gleiche gilt, sofern der am 30. Juni 2014
amtierende Bürgermeister der Verbandsgemeinde Daaden für
den Rest seiner Amtszeit, für die er ernannt worden ist, als
hauptamtlicher Beigeordneter der Verbands gemein de Her dorf-
Daaden berufen wird.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Ver sorgungsempfänge rinnen und Versorgungsempfänger rich -
tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Nach dem Übergang des betroffenen Personals von der bis -
her verbandsfreien Stadt Herdorf auf die Ver bands gemein de
Herdorf-Daaden ist bei der Verwaltung der Verbands gemein -
de Herdorf-Daaden bis zum 1. April 2015 ein neuer Personal -
rat zu wählen. Die Amtszeit des neuen Personalrats beginnt
am Tag nach der Feststellung des Wahlergebnisses.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden in
der umgebildeten Verbandsgemeinde eine Wehrleiterin oder
ein Wehrleiter sowie ihre oder seine Vertretung gewählt, auf
die Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen
oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die
Wehrleiterin oder den Wehrleiter der bisher verbandsfreien
Stadt Herdorf und die dortigen Führerinnen und Führer mit
Aufgaben, die mit denen einer Wehrführerin oder eines Wehr -
führers vergleichbar sind, sowie durch die Wehr führe rin nen
und Wehrführer in den Ortsgemeinden der bisherigen Ver -
bandsgemeinde Daaden. Die Wehrleiterin oder der Wehr leiter
der bisher verbandsfreien Stadt Herdorf und ihre oder seine
Vertretung bleiben bis zur Bestellung und Ernennung der
Wehrleiterin oder des Wehrleiters der umgebildeten Ver bands -
gemeinde und ihrer oder seiner Vertretung in ihren Funk -
tionen für das Gebiet der Stadt Herdorf; Entsprechen des gilt
für die Wehrleiterin oder den Wehrleiter der bisherigen Ver -
bandsgemeinde Daaden und ihrer oder seiner Ver tre tung in
Bezug auf das Gebiet der bisherigen Verbands gemein de Daa -
den. Die Wehrleiterin oder der Wehrleiter der bisher verbands -
freien Stadt Herdorf wird nach der Wahl der Wehr leite rin
oder des Wehrleiters der umgebildeten Ver bands gemein de bis
zum Ende ihrer oder seiner Amtszeit zur Wehr führe rin oder
zum Wehrführer der Stadt Herdorf; Entspre chen des gilt für
ihre oder seine Vertretung.

§ 6

Die Stadt Herdorf und die Verbandsgemeinde Daaden legen
in einer schriftlichen Vereinbarung fest, welche Beamtinnen
und Beamten, Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, welches unbewegliche und bewegliche
Ver mögen und welche Verbindlichkeiten und Forderungen
der Stadt Herdorf auf die Verbandsgemeinde Herdorf-Daa -
den übergehen. Die Vereinbarung bedarf der Genehmi gung
der Kreis verwaltung Altenkirchen (Westerwald). Die Kreis -
ver wal tung Altenkirchen (Westerwald) entscheidet auch bei
Strei tig keiten zum Übergang der Beamtinnen und Beamten,
Arbeits  verhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Arbeit neh -
mer, zum Übergang des unbeweglichen und beweg lichen
Ver mögens sowie zum Übergang der Verbindlichkeiten und
Forderungen der Stadt Herdorf auf die Verbandsgemeinde
Herdorf-Daaden.

L a n d e s g e s e t z
über die Eingliederung der verbandsfreien Stadt Herdorf

in die Verbandsgemeinde Daaden
Vom 20. Dezember 2013



§ 7

Für die verbandsfreie Stadt Herdorf und die Verbands gemein -
de Daaden ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014
aufzustellen. Für die Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden und
die Ortsgemeinde Stadt Herdorf ist jeweils eine Eröffnungs -
bilanz zum 1. Juli 2014 aufzustellen.

§ 8

(1) Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan der bisheri-
gen Verbandsgemeinde Daaden für das Haushaltsjahr 2014
gilt bis zum 31. Dezember 2014 fort. Die Verbandsgemeinde
Herdorf-Daaden kann für das Haushaltsjahr 2014 eine Nach -
tragshaushaltssatzung mit einem Nachtragshaushaltsplan er -
lassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Stadt Herdorf und der bishe-
rigen Verbandsgemeinde Daaden können bis zum 31. De zem -
ber 2014 fortgeführt werden. Zwischen den Kassen sind die
Forderungen und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu verzin-
sen; Entsprechendes gilt innerhalb der Verbands gemeinde kasse
für die Forderungen und Verbindlichkeiten von Orts gemein -
den. Für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. De zem ber
2014 bestimmt die Bürgermeisterin oder der Bürger meister
der Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden einen einheitlichen
Zinssatz.

§ 9

Die Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und
Aus zahlungen der Ver bandsgemeinde Herdorf-Daaden sind
bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend den zum 30. Juni
2013 nach den melderechtlichen Vorschriften unter An wen -
dung des landeseinheitlichen Verfahrens für das Meldewesen
ermittelten Einwohnerzahlen mit Hauptwohnung auf die
Haus halte der Stadt Herdorf und der bisherigen Verbands -
gemein de Daaden aufgeteilt zu buchen. Die Kreisverwaltung
Alten kir chen (Westerwald) kann eine davon abweichende Re -
ge lung treffen. Die §§ 98 und 100 GemO bleiben unberührt.

§ 10

(1) Die Verwaltung der Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden
hat jeweils die Abschlüsse gemäß den §§ 108 und 109 GemO
der bisherigen Verbandsgemeinde Daaden und der Stadt Her -
dorf für das Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der Verbandsgemeinde Her dorf-
Daaden zum 31. Dezember 2015 sind die Buchwerte aus den
Schlussbilanzen der Verbandsgemeinde Daaden und der ver-
bandsfreien Stadt Herdorf zum 30. Juni 2014 unverändert zu
übernehmen und fortzuführen.

(3) Die umgebildete Verbandsgemeinde hat einen Rech nungs -
prüfungsausschuss zu bilden, dem die nach den Absätzen 1
und 2 aufzustellenden Abschlüsse für die bisherige Ver bands -
gemeinde Daaden und die umgebildete Verbandsgemeinde zur
Prüfung vorzulegen sind.

§ 11

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Ver hält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der Stadt Herdorf und der bisherigen Verbandsgemeinde Daa -
den zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die Verbandsgemeinde Herdorf-Daa den
kann den Umlagesatz der Verbandsgemeindeumlage auch im
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Landesfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der Stadt Herdorf und der Verbands -
gemeinde Daaden zum 30. Juni 2014 als Einwohnerzahl der
Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden.

§ 12

Die Verbandsgemeinde Herdorf-Daaden hat innerhalb von
fünf Jahren nach der Gebietsänderung ihren Flächen nut -
zungs plan für das Gebiet der Stadt Herdorf zu ergänzen. Die
Flä chen  nutzungspläne der bisherigen Verbandsgemeinde Daa -
den und der Stadt Herdorf gelten fort, bis die Ergänzung
wirk sam wird.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 14

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. d werden die Worte „die Stadt
Herdorf sowie“ gestrichen und wird der Verbandsgemeinde -
name „Daaden“ durch den Verbandsgemeindenamen „Her -
dorf-  Daaden“ ersetzt.

§ 15

Es treten in Kraft:
1. § 14 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen: 

§ 1

Die Verbandsgemeinde Maikammer wird am 1. Juli 2014 in
die Verbandsgemeinde Eden koben eingegliedert.

§ 2

Die Verbandsgemeinde Edenkoben führt ihren Namen un -
verändert fort. Ihr Sitz bleibt die Stadt Edenkoben.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der umgebildeten Verbandsgemeinde Eden -
koben werden am Tage der allgemeinen Kommunalwahlen
im Jahr 2014 neu gewählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters der umgebilde-
ten Verbandsgemeinde findet am 14. Tag nach der ersten
Wahl statt. Für die Vorbereitung und die Durchführung der
Wahlen ist das gemeinsame Gebiet der Verbandsgemeinden
Maikammer und Edenkoben maßgeblich. Die Wahlzeit des
neuen Verbandsgemeinderates Eden koben beginnt am 1. Juli
2014. Die Wahlzeiten der bisherigen Verbandsgemeinderäte
der Verbandsgemeinden Maikammer und Edenkoben und die
Amtszeiten ihrer jeweils am 30. Juni 2014 amtierenden Bürger -
meister enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinden Maikammer und Edenkoben haben für den
Rest der Amtszeiten, für die sie ernannt worden sind, einen
Anspruch auf Verwendung als hauptamtliche Beigeordnete der
umgebildeten Verbandsgemeinde Edenkoben. Eine Ver pflich -
tung zur Übernahme eines gleich oder geringer zu bewertenden
Amtes im Sinne des § 27 Abs. 3 des Landes beamten gesetzes
(LBG) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des Beamten status -
gesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in
der jeweils geltenden Fassung besteht nicht. Bei einer Ver -
setzung in den einstweiligen Ruhestand findet § 83 Abs. 8 des
Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl.
S. 157, BS 2032-2) entsprechende Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Maikammer oder Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinde Edenkoben in das Amt des Bürgermeisters
oder für den Rest seiner Amtszeit, für die er ernannt worden
ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der umgebildeten Ver -
bands   gemeinde Edenkoben berufen, gilt das Beamten verhält -
nis als nicht unterbrochen.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger rich-
tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Bei der umgebildeten Verbandsgemeinde ist ein Personal -
rat bis zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die Amtszeit

des neuen Personalrats beginnt am Tag nach der Feststellung
des Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt führen die am
30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbandsgemeinden
Maikammer und Eden koben amtierenden Personalräte die Ge -
schäfte gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
 eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter der umgebildeten Ver -
bandsgemeinde sowie ihre oder seine Vertretung gewählt, auf
die Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen
oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die
Wehrführerinnen und Wehrführer in den Ortsgemeinden der
umgebildeten Verbandsgemeinde. Die Wehrleiterin oder der
Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde Maikammer und
ihre oder seine Vertretung bleiben bis zur Bestellung und
Ernennung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters der umge-
bildeten Verbandsgemeinde und ihrer oder seiner Vertretung
in ihren Funktionen für das Gebiet der bisherigen Ver bands -
gemeinde Maikammer; Entsprechendes gilt für die Wehr leite -
rin oder den Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde Eden -
koben und ihre oder seine Vertretung in Bezug auf das Gebiet
der bisherigen Verbandsgemeinde Edenkoben.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Maikammer und Edenkoben ist
jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014 aufzustellen. Für
die umgebildete Verbandsgemeinde Eden koben ist eine Er -
öffnungsbilanz zum 1. Juli 2014 aufzustellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der bis-
herigen Verbandsgemeinden Maikammer und Edenkoben für
das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. Dezember 2014
fort. Bis dahin kann die umgebildete Verbandsgemeinde Eden -
koben für die bisherigen Verbandsgemeinden Maikammer und
Eden koben Nachtragshaushaltssatzungen mit Nachtrags haus -
haltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Verbandsgemeinden Mai kam -
mer und Edenkoben können bis zum 31. Dezember 2014 fort -
geführt werden. Zwischen den Kassen sind Forderungen und
Verbindlichkeiten grundsätzlich zu verzinsen; Entspre chen -
des gilt innerhalb der Verbandsgemeindekassen für Forde -
rungen und Verbindlichkeiten der Ortsgemeinden. Für den
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 bestimmt die
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der umgebildeten
Verbandsgemeinde Edenkoben einen einheitlichen Zinssatz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus zah -
lungen der umgebildeten Verbandsgemeinde Edenkoben sind
bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend den zum 30. Juni
2013 nach den melderechtlichen Vorschriften unter An wen -

L a n d e s g e s e t z
über die Eingliederung der Verbandsgemeinde Maikammer

in die Verbandsgemeinde Edenkoben
Vom 20. Dezember 2013



dung des landeseinheitlichen Verfahrens für das Meldewesen
ermittelten Einwohnerzahlen mit Hauptwohnung auf die Haus -
halte der bisherigen Verbandsgemeinden Maikammer und Eden -
koben aufgeteilt zu buchen. Die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister der umgebildeten Verbandsgemeinde Eden koben
kann eine davon abweichende Regelung treffen. Die §§ 98
und 100 GemO bleiben unberührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der umgebildeten Verbandsgemeinde Eden -
koben hat jeweils die Abschlüsse gemäß den §§ 108 und 109
GemO der bisherigen Verbandsgemeinden Maikammer und
Edenkoben für das Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der umgebildeten Verbands -
gemeinde Edenkoben zum 31. Dezember 2015 sind die Buch -
werte aus den Schlussbilanzen der bisherigen Verbands gemein -
den Mai kammer und Edenkoben zum 30. Juni 2014 unverän-
dert zu übernehmen und fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der umgebildeten Verbands -
gemeinde Edenkoben hat einen Rechnungsprüfungsausschuss
zu bilden, dem die nach den Absätzen 1 und 2 aufzustellenden
Abschlüsse zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan des finanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Verhält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbandsgemeinden Maikammer und Eden -
koben zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden
Umlagen sinngemäß. Die umgebildete Verbandsgemeinde Eden -
koben kann die Umlagesätze der Verbandsgemeindeumlagen
auch im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2014
neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden Mai -

kam mer und Edenkoben zum 30. Juni 2014 als Einwohner -
zahl der umgebildeten Verbandsgemeinde Edenkoben.

§ 11

Die umgebildete Verbandsgemeinde Edenkoben hat innerhalb
von fünf Jahren nach der Gebietsänderung ihren Flächen nut -
zungsplan für das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde
Maikammer zu ergänzen. Die Flächennutzungspläne der bis-
herigen Verbandsgemeinden Edenkoben und Maikammer gel -
ten fort, bis die Ergänzung wirk sam wird.

§ 12

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Eingliederung der Verbandsgemeinde Mai kam -
mer in die Verbandsgemeinde Edenkoben bedarf der Ge neh -
migung der Aufsichtsbehörde.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 14

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 7 Buchst. c wird der Verbands gemeinde name
„, Maikammer“ gestrichen.

§ 15

Es treten in Kraft:
1. § 14 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-Trar -
bach werden zum 1. Juli 2014 aufgelöst. Aus ihren Orts -
gemeinden wird zum 1. Juli 2014 eine neue Ver bands gemein de
gebildet.

§ 2

Die neue Verbandsgemeinde führt den Namen „Traben-Trar -
bach“. Ihr Sitz ist die Stadt Traben-Trarbach. 

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trar -
bach werden am Tage der allgemeinen Kommunalwahlen im
Jahr 2014 gewählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl der Bür -
germeisterin oder des Bürgermeisters der neuen Verbands -
gemeinde findet am 14. Tag nach der ersten Wahl statt. Für
die Vorbereitung und die Durchführung der Wahlen ist das
gemeinsame Gebiet der Verbandsgemeinden Kröv-Bausen dorf
und Traben-Trarbach maßgeblich. Die Wahlzeit des neuen
Verbandsgemeinderates Traben-Trarbach beginnt am 1. Juli
2014. Die Wahlzeiten der bisherigen Verbandsgemeinderäte
der Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-Trar -
bach und die Amtszeiten ihrer jeweils am 30. Juni 2014 amtie-
renden Bürgermeister enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-Trarbach haben
für den Rest der Amtszeiten, für die sie ernannt worden sind,
einen Anspruch auf Verwendung als hauptamtliche Bei ge ord -
nete der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trarbach. Eine
Verpflichtung zur Übernahme eines gleich oder geringer zu
bewertenden Amtes im Sinne des § 27 Abs. 3 des Landes -
beamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung besteht nicht. Bei
einer Versetzung in den einstweiligen Ruhestand findet § 83
Abs. 8 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 18. Juni
2013 (GVBl. S. 157, BS 2032-2) entsprechende Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Kröv-Bausendorf oder Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Traben-Trarbach in das Amt des Bürger -
meisters oder für den Rest seiner Amtszeit, für die er ernannt
worden ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der neuen Ver -
bandsgemeinde Traben-Trarbach berufen, gilt das Beamten -
verhältnis als nicht unterbrochen.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger rich -
tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Bei der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trarbach ist ein
Personalrat bis zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die
Amtszeit des neuen Personalrats beginnt am Tag nach der
Feststellung des Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt füh -
ren die am 30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbands -
gemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-Trarbach amtieren-
den Personalräte die Geschäfte gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
 eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter der neuen Ver bands -
gemeinde Traben-Trarbach sowie ihre oder seine Vertretung
gewählt, auf die Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehren -
beamtinnen oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfol-
gen durch die Wehrführerinnen und Wehrführer in den Orts -
gemeinden der neuen Verbandsgemeinde. Die Wehrleiterin
oder der Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde Kröv-
Bausendorf und ihre oder seine Vertretung bleiben bis zur
Bestellung und Ernennung der Wehrleiterin oder des Wehr -
leiters der neuen Verbandsgemeinde und ihrer oder seiner
Vertretung in ihren Funktionen für das Gebiet der bisherigen
Verbandsgemeinde Kröv-Bausendorf; Entsprechendes gilt für
die Wehrleiterin oder den Wehrleiter der bisherigen Ver -
bandsgemeinde Traben-Trarbach und ihre oder seine Ver tre -
tung in Bezug auf das Gebiet der bisherigen Verbands gemein de
Traben-Trarbach.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-
Trarbach ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014 auf-
zustellen. Für die neue Verbandsgemeinde Traben-Trarbach
ist eine Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 2014 aufzustellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der bis-
herigen Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Traben-
Trar bach für das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. De -
zember 2014 fort. Bis dahin kann die neue Verbandsgemeinde
Traben-Trarbach für die bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-
Bausendorf und Traben-Trarbach Nachtragshaus halts satzun gen
mit Nachtragshaushaltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Verbandsgemeinden Kröv-
Bausendorf und Traben-Trarbach können bis zum 31. De -
zem ber 2014 fortgeführt werden. Zwischen den Kassen sind
Forderungen und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu verzin-
sen; Entsprechendes gilt innerhalb der Verbandsgemeinde -
kassen für Forderungen und Verbindlichkeiten der Orts ge mein -
den. Für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014
bestimmt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der neuen
Verbandsgemeinde Traben-Trarbach einen einheitlichen Zins -
satz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus -
zahlungen der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trarbach sind

L a n d e s g e s e t z
über die Bildung der neuen

Verbandsgemeinde Traben-Trarbach
Vom 20. Dezember 2013



bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend den zum 30. Juni
2013 nach den melderechtlichen Vorschriften unter Anwen -
dung des landeseinheitlichen Verfahrens für das Meldewesen
ermittelten Einwohnerzahlen mit Hauptwohnung auf die
Haushalte der bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-Bausen -
dorf und Traben-Trarbach aufgeteilt zu buchen. Die Bürger -
meisterin oder der Bürgermeister der neuen Verbands gemein de
Traben-Trarbach kann eine davon abweichende Rege lung
treffen. Die §§ 98 und 100 GemO bleiben unberührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trar -
bach hat jeweils die Abschlüsse gemäß den §§ 108 und 109
GemO der bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf
und Traben-Trarbach für das Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der neuen Verbandsgemeinde
Traben-Trarbach zum 31. Dezember 2015 sind die Buchwerte
des auf sie übergehenden Vermögens aus den Schlussbilanzen
der bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf und Tra -
ben-Trarbach zum 30. Juni 2014 unverändert zu übernehmen
und fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der neuen Verbandsgemeinde
Traben-Trarbach hat einen Rechnungsprüfungsausschuss zu
bilden, dem die nach den Absätzen 1 und 2 aufzustellenden
Abschlüsse zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Ver -
hältnisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen
sind auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haus -
halten der bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-Bausendorf
und Tra ben-Trarbach zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden
Umlagen sinngemäß. Die neue Verbandsgemeinde Traben-
Trarbach kann die Umlagesätze der Verbands gemeinde um -
lagen auch im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember
2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
ves titionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden Kröv-
Bausendorf und Traben-Trarbach zum 30. Juni 2014 als Ein -
wohnerzahl der neuen Verbandsgemeinde Traben-Trar bach.

§ 11

Die neue Verbandsgemeinde Traben-Trarbach hat innerhalb
von fünf Jahren nach der Gebietsänderung einen Flächen nut -
zungsplan für ihr Gebiet aufzustellen. Die Flächen nutzungs -
pläne der bisherigen Verbandsgemeinden Traben-Trarbach und
Kröv-Bausendorf gelten für deren bisherige Gebiete fort, bis
der Flächennutzungsplan für das Gebiet der neuen Verbands -
gemeinde Traben-Trarbach wirksam wird.

§ 12

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Bildung der neuen Verbandsgemeinde Traben-
Trarbach bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 14

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

§ 6 Abs. 2 Nr. 4 wird wie folgt geändert:

1. In Buchstabe a werden die Worte „sowie die Verbands ge -
mein den Bernkastel-Kues“ durch die Worte „, die Ver -
bands   gemeinde Bernkastel-Kues sowie die Ortsgemeinden
Burg (Mosel), Enkirch, Irmenach, Lötzbeuren, Starken -
burg“ ersetzt.

2. In Buchstabe h wird das Wort „sowie“ durch ein Komma
ersetzt, wird der Verbandsgemeindename „Kröv-Bausen -
dorf,“ gestrichen und werden nach dem Verbands gemein -
denamen „Wittlich-Land“ die Worte „sowie die Orts gemein -
den Bausendorf, Bengel, Diefenbach, Flußbach, Hont heim,
Kinderbeuern, Kinheim, Kröv, Reil und Will wer scheid“
eingefügt.

§ 15

Es treten in Kraft:
1. § 14 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinde Manderscheid wird am 1. Juli 2014 in
die Verbandsgemeinde Wittlich-Land eingegliedert. 

§ 2

Die Verbandsgemeinde Wittlich-Land führt ihren Namen
un verändert fort. Ihr Sitz bleibt die Stadt Wittlich.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der umgebildeten Verbandsgemeinde Witt -
lich-Land werden am Tage der allgemeinen Kommunal wahlen
im Jahr 2014 neu gewählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters der umgebilde-
ten Verbandsgemeinde findet am 14. Tag nach der ersten Wahl
statt. Für die Vorbereitung und die Durchführung der Wah-
len ist das gemeinsame Gebiet der Verbandsgemeinden
Wittlich-Land und Manderscheid maßgeblich. Die Wahlzeit
des neuen Verbandsgemeinderates Wittlich-Land beginnt am
1. Juli 2014. Die Wahlzeiten der bisherigen Verbands ge mein de -
räte der Verbandsgemeinden Wittlich-Land und Mander scheid
und die Amtszeiten ihrer jeweils am 30. Juni 2014 amtieren-
den Bürgermeister enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinden Wittlich-Land und Manderscheid haben für
den Rest der Amtszeiten, für die sie ernannt worden sind,
 einen Anspruch auf Verwendung als hauptamtliche Beige ord -
nete der umgebildeten Verbandsgemeinde Wittlich-Land. Eine
Verpflichtung zur Übernahme eines gleich oder geringer zu
bewertenden Amtes im Sinne des § 27 Abs. 3 des Landes -
beamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des
Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung besteht nicht. Bei
einer Versetzung in den einstweiligen Ruhestand findet § 83
Abs. 8 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes vom 18. Juni
2013 (GVBl. S. 157, BS 2032-2) entsprechende Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Manderscheid oder Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinde Wittlich-Land in das Amt des Bürgermeisters
oder für den Rest seiner Amtszeit, für die er ernannt worden
ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der umgebildeten Ver -
bandsgemeinde Wittlich-Land berufen, gilt das Beamten verhält -
nis als nicht unterbrochen.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger rich -
tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Bei der umgebildeten Verbandsgemeinde ist ein Personal -
rat bis zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die Amtszeit

des neuen Personalrats beginnt am Tag nach der Feststellung
des Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt führen die am
30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbandsgemeinden
Wittlich-Land und Manderscheid amtierenden Personalräte die
Geschäfte gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter der umgebildeten Ver -
bandsgemeinde sowie ihre oder seine Vertretung gewählt, auf
die Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen
oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die
Wehrführerinnen und Wehrführer in den Ortsgemeinden der
umgebildeten Verbandsgemeinde. Die Wehrleiterin oder der
Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde Manderscheid
und ihre oder seine Vertretung bleiben bis zur Bestellung und
Ernennung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters der umge-
bildeten Verbandsgemeinde und ihrer oder seiner Vertretung
in ihren Funktionen für das Gebiet der bisherigen Ver bands -
gemeinde Manderscheid; Entsprechendes gilt für die Wehr -
leiterin oder den Wehrleiter der bisherigen Verbands gemein de
Wittlich-Land und ihre oder seine Vertretung in Bezug auf
das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Wittlich-Land.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Manderscheid und Wittlich-Land
ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014 aufzustellen.
Für die umgebildete Verbandsgemeinde Wittlich-Land ist  eine
Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 2014 aufzustellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der bis-
herigen Verbandsgemeinden Manderscheid und Wittlich-Land
für das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. Dezember 2014
fort. Bis dahin kann die umgebildete Verbandsgemeinde Witt -
lich-Land für die bisherigen Verbandsgemeinden Mander scheid
und Wittlich-Land Nachtragshaushaltssatzungen mit Nachtrags -
haushaltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Verbandsgemeinden Mander -
scheid und Wittlich-Land können bis zum 31. Dezember 2014
fortgeführt werden. Zwischen den Kassen sind Forderungen
und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu verzinsen; Entspre -
chendes gilt innerhalb der Verbandsgemeindekassen für For -
derungen und Verbindlichkeiten der Ortsgemeinden. Für den
Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 bestimmt die
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der umgebildeten
Ver bandsgemeinde Wittlich-Land einen einheitlichen Zins satz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus zah -
lungen der umgebildeten Verbandsgemeinde Wittlich-Land sind
bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend den zum 30. Juni
2013 nach den melderechtlichen Vorschriften unter An wen -
dung des landeseinheitlichen Verfahrens für das Melde wesen
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ermittelten Einwohnerzahlen mit Hauptwohnung auf die
Haushalte der bisherigen Verbandsgemeinden Mander scheid
und Wittlich-Land aufgeteilt zu buchen. Die Bürgermeisterin
oder der Bürgermeister der umgebildeten Verbandsgemeinde
Wittlich-Land kann eine davon abweichende Regelung treffen.
Die §§ 98 und 100 GemO bleiben unbe rührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der umgebildeten Verbandsgemeinde Witt -
lich-Land hat jeweils die Abschlüsse gemäß den §§ 108 und 109
GemO der bisherigen Verbandsgemeinden Manderscheid und
Wittlich-Land für das Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der umgebildeten Verbands -
gemein de Wittlich-Land zum 31. Dezember 2015 sind die
Buchwerte aus den Schlussbilanzen der bisherigen Verbands -
gemeinden Manderscheid und Wittlich-Land zum 30. Juni 2014
unverändert zu übernehmen und fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der umgebildeten Verbands -
gemeinde Wittlich-Land hat einen Rechnungsprüfungs aus schuss
zu bilden, dem die nach den Absätzen 1 und 2 aufzustellenden
Abschlüsse zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan des finanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Verhält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbandsgemeinden Manderscheid und Witt -
lich-Land zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die umgebildete Verbandsgemeinde Witt lich-
Land kann die Umlagesätze der Verbandsgemeindeumlagen
auch im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2014
neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden Man -
der scheid und Wittlich-Land zum 30. Juni 2014 als Ein woh ner -
zahl der umgebildeten Verbandsgemeinde Wittlich-Land.

§ 11

Die umgebildete Verbandsgemeinde Wittlich-Land kann neben
der Verbandsgemeinde umlage von den Ortsgemeinden der
bisherigen Verbandsgemeinde Manderscheid im Zeit raum vom
1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2024 eine jährliche
Sonderumlage in Höhe von bis zu 5 v. H. der auf diese

Ortsgemeinden nach § 25 Abs. 1 Satz 2 bis 4 des Landes -
finanzausgleichsgesetzes entfallen den Beträge erheben. Die
Sonderumlage dient einem Ausgleich des den Ortsgemeinden
der bisherigen Verbandsgemeinde Manderscheid mit der Ge -
biets än de rung durch einen Übergang der Verschuldung der
bisherigen Verbandsgemeinde Manderscheid auf die umgebil-
dete Verbandsgemeinde Wittlich-Land entstehenden finanziel -
len Vorteils. Der Umlagesatz der Sonder umlage ist in der
Haushaltssatzung der umgebildeten Verbandsgemeinde Witt -
lich-Land festzusetzen.

§ 12

Die umgebildete Verbandsgemeinde Wittlich-Land hat inner-
halb von fünf Jahren nach der Gebietsänderung ihren Flächen -
nutzungsplan für das Gebiet der bisherigen Verbands gemein de
Manderscheid zu ergänzen. Die Flächennutzungspläne der bis -
herigen Verbandsgemeinden Wittlich-Land und Mander scheid
gelten fort, bis die Ergänzung wirksam wird.

§ 13

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Eingliederung der Verbandsgemeinde Mander -
scheid in die Verbandsgemeinde Wittlich-Land bedarf der Ge -
nehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 14

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
munal- und Verwaltungsreform.

§ 15

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. No vember 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 4 Buchst. h wird das Wort „Verbands -
gemeinden“ durch das Wort „Verbandsgemeinde“ ersetzt und
werden die Worte „Manderscheid und“ gestrichen.

§ 16

Es treten in Kraft:
1. § 15 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinde Guntersblum wird am 1. Juli 2014 in
die Verbandsgemeinde Nierstein-Oppenheim eingegliedert.

§ 2

(1) Die durch die Eingliederung umgebildete Verbands gemein -
de führt den Namen Rhein-Selz. Sitz der Verbands gemeinde
Rhein-Selz ist die Stadt Oppenheim. Die Verbands gemeinde
Rhein-Selz kann eine Verwaltungsstelle in Gunters blum ein-
richten.

(2) Die Gemeinde Guntersblum bleibt Grundzentrum. Die
Verbandsgemeinde Rhein-Selz erhält für die Gemeinde Gun -
ters  blum und den zugehörigen Verflechtungsbereich, der am
30. Juni 2014 im regionalen Raumordnungsplan ausgewie-
sen ist, einen Leistungsansatz nach § 11 Abs. 4 Nr. 2 Satz 1
Buchst. a und Satz 2 des Landesfinanzausgleichsgesetzes
(LFAG). Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat den auf den
Leistungsansatz der Gemeinde Guntersblum entfallenden Teil -
betrag ihrer Schlüsselzuweisungen zu 70 v. H. an die Ge mein -
de Guntersblum weiterzuleiten.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Rhein-Selz werden
am Tage der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2014 neu
gewählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl der Bür ger meis terin
oder des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Rhein-Selz fin-
det am 14. Tag nach der ersten Wahl statt. Für die Vor berei tung
und die Durchführung der Wahlen ist das ge meinsame Gebiet
der Ver bandsgemeinden Guntersblum und Nierstein-Oppen -
heim maßgeblich. Die Wahlzeit des neuen Verbands gemein -
de rates Rhein-Selz beginnt am 1. Juli 2014. Die Wahl zeiten
der bisherigen Verbandsgemeinderäte der Ver bands gemein den
Gun tersblum und Nierstein-Oppen heim enden mit Ab lauf
des 30. Juni 2014. Die Amtszeiten der am 30. Juni 2014 am -
tierenden Bürgermeister der Verbands gemein den Gunters blum
und Nierstein-Oppenheim enden mit Ab lauf dieses Tages.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bands gemeinden Gun tersblum und Nierstein-Oppenheim ha -
ben für den Rest der Amtszeiten, für die sie ernannt worden
sind, einen Anspruch auf Verwendung als hauptamtliche Bei -
geord nete der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Eine Ver pflich -
tung zur Übernahme eines gleich oder geringer zu be wer ten den
Amtes im Sinne des § 27 Abs. 3 des Landes beam ten geset zes
(LBG) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 des Be amten status geset -
zes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der
jeweils gel tenden Fassung besteht nicht. Bei einer Ver setzung
in den einstweiligen Ruhestand findet § 83 Abs. 8 des Landes -
beamtenversorgungsgesetzes vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157,
BS 2032-2) entsprechende Anwen dung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Guntersblum oder Bürgermeister der Ver -

bandsgemeinde Nierstein-Oppenheim in das Amt des Bür ger -
meisters oder für den Rest seiner Amtszeit, für die er ernannt
worden ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der Ver bands -
gemeinde Rhein-Selz be rufen, gilt das Beamten verhält nis als
nicht unterbrochen.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Ver sorgungsempfän ge rinnen und Versorgungsempfänger rich -
tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Bei der Verbandsgemeinde Rhein-Selz ist ein Personalrat
bis zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die Amtszeit des
neuen Personalrats beginnt am Tag nach der Feststellung des
Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt führen die am
30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbandsgemeinden
Guntersblum und Nierstein-Oppen heim amtierenden Per -
sonalräte die Geschäfte gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden in
der Verbandsge meinde Rhein-Selz eine Wehrleiterin oder ein
Wehrleiter sowie ihre oder seine Ver tretung gewählt, auf die
Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen oder
Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die Wehr -
führerinnen und Wehrführer in den Ortsgemeinden der Ver -
bandsgemeinde Rhein-Selz. Die Wehrlei terin oder der Wehr -
leiter der bisherigen Verbandsgemeinde Guntersblum und ihre
oder seine Vertretung bleiben bis zur Bestellung und Ernen nung
der Wehrleiterin oder des Wehr leiters der Ver bands gemein de
Rhein-Selz und ihrer oder seiner Vertretung in ihren Funk -
tionen für das Gebiet der bisherigen Ver bands gemeinde Gun -
tersblum; Entsprechen des gilt für die Wehr leiterin oder den
Wehrleiter der bisherigen Verbands gemein de Nierstein-Oppen -
heim und ihre oder seine Vertretung in Bezug auf das Gebiet
der bisherigen Verbandsgemeinde Nier stein-Oppen heim.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Guntersblum und Nierstein-
Oppenheim ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014
aufzustellen. Für die Verbandsgemeinde Rhein-Selz ist eine
Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 2014 aufzustellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der Ver -
bandsgemeinden Gun tersblum und Nierstein-Oppenheim für
das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. De zember 2014
fort. Bis dahin kann die Verbandsgemeinde Rhein-Selz für die
bisherigen Verbandsgemeinden Guntersblum und Nierstein-
Oppenheim Nachtragshaushalts satzungen mit Nachtrags haus -
haltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Ver bandsgemeinden Gun ters -
blum und Nierstein-Oppenheim können bis zum 31. De zem -
ber 2014 fortgeführt werden. Zwischen den Kassen sind For -
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derungen und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu verzinsen;
Entsprechendes gilt innerhalb der Ver bandsgemeinde kassen
für Forderungen und Verbindlichkeiten von Orts gemeinden.
Für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 be -
stimmt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinde Rhein-Selz einen einheitlichen Zins satz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus zah -
lungen der Verbands gemeinde Rhein-Selz sind bis zum 31. De -
zem ber 2014 entsprechend den zum 30. Juni 2013 nach den mel-
derechtlichen Vorschriften unter Anwendung des lan des ein heit -
lichen Verfahrens für das Meldewesen ermittelten Einwoh ner -
zahlen mit Hauptwohnung auf die Haushalte der bisherigen Ver -
bandsgemeinden Guntersblum und Nier stein-Oppenheim auf -
geteilt zu buchen. Die Bürgermeisterin oder der Bür ger meis ter
der Verbands gemeinde Rhein-Selz kann eine davon abweichende
Rege lung treffen. Die §§ 98 und 100 GemO bleiben un be rührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat
jeweils die Abschlüsse ge mäß den §§ 108 und 109 GemO der
bisherigen Verbandsgemeinden Guntersblum und Nierstein-
Oppenheim für das Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz zum 31. Dezem ber 2015 sind die Buchwerte aus den
Schluss bilanzen der bisherigen Verbands gemeinden Gunters -
blum und Nierstein-Oppenheim zum 30. Juni 2014 unverän-
dert zu übernehmen und fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz hat einen Rech nungsprüfungsausschuss zu bilden, dem
die nach den Absätzen 1 und 2 aufzustel lenden Abschlüsse
zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Landesfinanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Verhält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbands gemeinden Guntersblum und Nier -
stein-Oppenheim zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz kann die
Umlagesätze der Verbandsgemeindeum lagen auch im Zeit -
raum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden Gun-
ters  blum und Nierstein-Oppenheim zum 30. Juni 2014 als
Einwohnerzahl der Verbands gemeinde Rhein-Selz.

§ 11

Die Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat innerhalb von fünf
Jahren nach der Gebietsänderung ihren Flächennutzungsplan

für das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Gunters blum
zu ergänzen. Die Flächennutzungspläne der bisherigen Ver -
bandsgemeinden Nierstein-Oppenheim und Gunters blum
gelten fort, bis die Ergänzung wirksam wird.

§ 12

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Eingliede rung der Verbandsgemeinde Gunters -
blum in die Verbandsgemeinde Nierstein-Oppenheim bedarf
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
munal- und Verwaltungsreform.

§ 14

(1) Das Land gewährt der Verbandsgemeinde Rhein-Selz
eine einmalige einwohnerbe zogene Zuweisung in Höhe von
854 480 Euro. Bemessungsgrundlage der Zuweisung ist die
zum 30. Juni 2010 nach den melderechtlichen Vorschriften
unter Anwendung des landeseinheitlichen Verfahrens für das
Meldewesen ermittelte Einwohnerzahl von 9 431 Einwohne -
rin nen und Einwohnern mit Hauptwoh nung in der Ver bands -
gemeinde Guntersblum.

(2) Darüber hinaus gewährt das Land, zusätzlich und außer-
halb des „Kommunalen Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz
(KEF-RP)“, der Verbandsgemeinde Rhein-Selz eine Zuwei -
sung in Höhe von 1 000 000 Euro zur Weiterleitung an die im
Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Nierstein-Oppen -
heim gelegenen Ortsgemeinden, die im besonderen Maße
öffentliche Infrastruktur auch für andere Ortsgemeinden der
Verbandsgemeinde Rhein-Selz vorhalten; die weitergeleiteten
Zuweisungsbeträge sind zur Reduzierung von Ver bind lich -
keiten zu verwenden. Das Land zahlt die Zuweisung entspre-
chend von der Verbandsgemeinde verwal tung der Verbands -
gemeinde Rhein-Selz vorzulegenden Tilgungs plänen aus.

§ 15

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. c wird der Verbandsgemeinde -
name „Guntersblum,“ gestri chen und der Verbandsgemeinde -
name „Nierstein-Oppenheim“ durch den Verbands gemeinde -
namen „Rhein-Selz“ ersetzt.

§ 16

Es treten in Kraft:
1. § 15 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinde Irrel wird am 1. Juli 2014 in die Ver -
bandsgemeinde Neuerburg eingegliedert.

§ 2

Die durch die Eingliederung umgebildete Verbandsgemeinde
führt zunächst den Namen „Südeifel“. Das fachlich zuständige
Ministerium wird innerhalb eines Jahres nach der Gebiets -
änderung den Namen der umgebildeten Verbandsgemeinde
festlegen. Der Sitz der Verbandsgemeinde Südeifel ist Neuer -
burg.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Südeifel werden am
Tage der allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2014 ge -
wählt. Eine etwaige Stichwahl zur Wahl der Bürgermeisterin
oder des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Südeifel fin-
det am 14. Tag nach der ersten Wahl statt. Für die Vor berei -
tung und die Durchführung der Wahlen ist das gemeinsame
Gebiet der Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg maß -
geblich. Die Wahlzeit des Verbandsgemeinderates Süd eifel
beginnt am 1. Ju li 2014. Die Wahlzeiten der bisherigen Ver -
bandsge mein de  räte sowie die Amtszeiten der am 30. Juni 2014
amtierenden Bürgermeister der Verbandsgemeinden Irrel und
Neuer burg enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinden Irrel und Neuerburg haben für den Rest der
Amtszeiten, für die sie ernannt worden sind, einen Anspruch
auf Verwendung als hauptamtliche Beigeordnete der Ver bands -
gemeinde Südeifel. Eine Verpflichtung zur Übernahme eines
gleich oder geringer zu bewertenden Amtes im Sinne des § 27
Abs. 3 des Landesbeamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit
§ 18 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni
2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung be -
steht nicht. Bei einer Versetzung in den einstweiligen Ruhe -
stand findet § 83 Abs. 8 des Landesbeamten versorgungs gesetzes
vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157, BS 2032-2) entsprechende
Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Irrel oder der am 30. Juni 2014 amtierende
Bürgermeister der Verbandsgemeinde Neuerburg in das Amt
des Bürgermeisters oder für den Rest seiner Amtszeit, für die
er ernannt worden ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der
Verbandsgemeinde Südeifel berufen, gilt das Beamten verhält nis
als nicht unterbrochen.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger der
Ver  bandsgemeinden Irrel und Neuerburg richtet sich nach

§ 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16 bis 19 BeamtStG
und § 40 LBG.

(2) Bei der Verbandsgemeinde Südeifel ist ein Personalrat bis
zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die Amtszeit des
neuen Personalrats beginnt am Tag nach der Feststellung des
Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt führen die am
30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbandsgemeinden
Irrel und Neuerburg amtierenden Personalräte die Geschäfte
gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter der Verbandsgemeinde
Südeifel sowie ihre oder seine Vertretung gewählt, auf die
Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen
oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die
Wehrführerinnen und Wehrführer in den Ortsgemeinden der
Verbandsgemeinde Südeifel. Die Wehrleiterin oder der Wehr -
leiter der bisherigen Verbandsgemeinde Irrel und ihre oder seine
Vertretung bleiben bis zur Bestellung und Ernennung der Wehr -
leiterin oder des Wehrleiters der Verbandsgemeinde Südeifel
und ihrer oder seiner Vertretung in ihren Funktionen für das
Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Irrel; Ent spre chen des
gilt für die Wehrleiterin oder den Wehrleiter der bisherigen
Verbandsgemeinde Neuerburg und ihre oder seine Ver tre tung
in Bezug auf das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde
Neuerburg.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg ist jeweils
eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014 aufzustellen. Für die Ver -
bandsgemeinde Südeifel ist eine Eröffnungsbilanz zum 1. Juli
2014 aufzustellen. 

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der bis-
herigen Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg für das Haus -
haltsjahr 2014 gelten bis zum 31. Dezember 2014 fort. Bis
dahin kann die Verbandsgemeinde Südeifel für die bisherigen
Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg Nachtrags haus halts -
satzungen mit Nachtragshaushaltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der Verbandsgemeinden Irrel und
Neuerburg können bis zum 31. Dezember 2014 fortgeführt
werden. Zwischen den Kassen sind Forderungen und Ver -
bindlichkeiten grundsätzlich zu verzinsen; Entsprechendes
gilt innerhalb der Verbandsgemeindekassen für Forderungen
und Verbindlichkeiten von Ortsgemeinden. Für den Zeit raum
vom 1. Juli bis 31. Dezember 2014 bestimmt die Bürgermeis -
terin oder der Bürgermeister der Verbandsgemeinde Südeifel
einen einheitlichen Zinssatz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus -
zah lungen der Verbands gemeinde Südeifel sind bis zum 31. De -

L a n d e s g e s e t z
über die Eingliederung der Verbandsgemeinde Irrel

in die Verbandsgemeinde Neuerburg
Vom 20. Dezember 2013
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zember 2014 entsprechend den zum 30. Juni 2013 nach den
melderechtlichen Vorschriften unter Anwendung des landes-
einheitlichen Verfahrens für das Meldewesen ermittelten Ein -
wohnerzahlen mit Hauptwohnung auf die Haushalte der bis-
herigen Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg aufgeteilt
zu buchen. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Südeifel kann eine davon abweichende
Re gelung treffen. Die §§ 98 und 100 GemO bleiben unbe-
rührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der Verbandsgemeinde Südeifel hat je -
weils die Abschlüsse gemäß den §§ 108 und 109 GemO der
bisherigen Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg für das
Haushaltsjahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der Verbandsgemeinde Südeifel
zum 31. Dezember 2015 sind die Buchwerte aus den Schluss -
bilanzen der bisherigen Verbandsgemeinden Irrel und Neuer -
burg zum 30. Juni 2014 unverändert zu übernehmen und fort -
zuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Südeifel
hat einen Rechnungsprüfungsausschuss zu bilden, dem die nach
den Absätzen 1 und 2 aufzustellenden Abschlüsse zur Prü fung
vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Ver hält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisun gen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbandsgemeinden Irrel und Neuerburg zu
vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die Verbandsgemeinde Südeifel kann die
Um lagesätze der Verbandsgemeindeumlagen auch im Zeit raum
vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden Irrel

und Neuerburg zum 30. Juni 2014 als Einwohnerzahl der
Ver bandsgemeinde Südeifel.

§ 11

Die Verbandsgemeinde Südeifel hat innerhalb von fünf Jah -
ren nach der Gebietsänderung ihren Flächennutzungsplan für
das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Irrel zu ergän-
zen. Die Flächennutzungspläne der bisherigen Verbands ge mein -
den Neuerburg und Irrel gelten fort, bis die Ergänzung wirk-
sam wird.

§ 12

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Eingliederung der Verbandsgemeinde Irrel in die
Verbandsgemeinde Neuerburg bedarf der Genehmigung der
Aufsichtsbehörde.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 14

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. No vember 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 4 Buchst. b werden der Verbands gemeinde -
name „Irrel,“ und die Worte „Neuerburg und“ gestrichen und
werden nach dem Verbandsgemeindenamen „Speicher“ die
Worte „und Südeifel“ eingefügt.

§ 15

Es treten in Kraft:
1. § 14 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und Wall -
halben werden zum 1. Juli 2014 aufgelöst. Aus ihren Orts -
gemeinden wird zum 1. Juli 2014 eine neue Verbands gemein de
gebildet.

§ 2

Die neue Verbandsgemeinde führt vorläufig den Namen Thal -
eischweiler-Fröschen – Wallhalben. Das fachlich zuständige
Ministerium wird innerhalb eines Jahres nach der Ge biets -
ände rung den endgültigen Namen der neuen Verbands gemein -
de festlegen. Der Sitz der neuen Verbandsgemeinde ist Thal -
eisch weiler-Fröschen.

§ 3

Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder der
Bürgermeister der Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Frö -
schen – Wallhalben werden am Tage der allgemeinen Kom -
mu nal wahlen im Jahr 2014 gewählt. Eine etwaige Stich wahl
zur Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürger meisters der
Verbandsgemeinde Thaleisch weiler-Fröschen – Wall halben
fin det am 14. Tage nach der ersten Wahl statt. Für die Vor -
berei tung und die Durchführung der Wahlen ist das gemein-
same Gebiet der Verbandsgemeinden Thaleisch weiler-Frö schen
und Wallhalben maßgeblich. Die Wahlzeit des neuen Ver -
bandsgemeinderates Thaleischweiler-Fröschen – Wall hal ben
be ginnt am 1. Juli 2014. Die Wahlzeiten der bisherigen Ver -
bandsgemeinderäte der Verbandsgemeinden Thaleisch wei ler-
Fröschen und Wallhalben enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger der
Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und Wall halben
richtet sich nach § 27 Abs. 3 des Landes beamten gesetzes (LBG)
in Verbindung mit den §§ 16 bis 19 des Beamtenstatus gesetzes
und § 40 LBG.

(2) Nach der Bildung der neuen Verbandsgemeinde Thal -
eisch weiler-Fröschen – Wallhalben zum 1. Juli 2014 führen
die bei den bisherigen Dienststellen gebildeten Personalräte
die Geschäfte bis zur Neuwahl des bei der Verwaltung der
Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen – Wallhalben
zu bildenden Personalrats, längstens bis zum 31. Dezember
2014, gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter sowie ihre oder seine
Vertretung gewählt, auf die Dauer von zehn Jahren bestellt
und zu Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamten ernannt. Die
Wahlen erfolgen durch die Wehrführerinnen und Wehr führer

in den Ortsgemeinden der neuen Verbandsgemeinde. Die
Wehr leiterin oder der Wehrleiter der bisherigen Verbands -
gemeinde Thaleischweiler-Fröschen und ihre oder seine Ver -
tr etung bleiben bis zur Bestellung und Ernennung der Wehr -
leiterin oder des Wehrleiters der neuen Verbandsgemeinde
und ihrer oder seiner Vertretung in ihren Funktionen für das
Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Frö -
schen; Entsprechendes gilt für die Wehrleiterin oder den Wehr -
leiter der bisherigen Verbandsgemeinde Wallhalben und ihre
oder seine Vertretung in Bezug auf das Gebiet der bisheri gen
Verbandsgemeinde Wallhalben.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und
Wall halben ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014
aufzustellen. Für die Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Frö -
schen – Wallhalben ist eine Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 2014
aufzustellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der
bisherigen Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und
Wall halben für das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. De -
zember 2014 fort. Bis dahin kann die Verbandsgemeinde Thal -
eischweiler-Fröschen – Wallhalben für die bisherigen Ver -
bandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und Wallhalben
Nachtragshaushaltssatzungen mit Nachtragshaushaltsplänen
erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der bisherigen Verbands gemein -
den Thaleischweiler-Fröschen und Wallhalben können bis zum
31. Dezember 2014 fortgeführt werden. Zwischen den Kassen
sind Forderungen und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu
ver zinsen; Entsprechendes gilt innerhalb der Ver bands gemein -
de kassen für Forderungen und Verbindlich keiten von Orts -
gemeinden. Für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. De zem ber
2014 bestimmt die Bürgermeisterin oder der Bür ger meis ter der
Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen – Wall halben
einen einheitlichen Zinssatz.

§ 8

(1) Die Verwaltung der Verbandsgemeinde Thaleischweiler-
Fröschen – Wallhalben hat jeweils die Abschlüsse gemäß den
§§ 108 und 109 GemO der bisherigen Verbandsgemeinden
Thal eischweiler-Fröschen und Wallhalben für das Haushalts -
jahr 2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der neuen Verbandsgemeinde
Thaleischweiler-Fröschen – Wallhalben zum 31. Dezember
2015 sind die Buchwerte aus den Schlussbilanzen der bisheri-
gen Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen und Wall -
halben zum 30. Juni 2014 unverändert zu übernehmen und
fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Tha l-
eisch  weiler-Fröschen – Wallhalben hat einen Rechnungs prü -

L a n d e s g e s e t z
über die Bildung der neuen Verbandsgemeinde

Thaleischweiler-Fröschen – Wallhalben
Vom 20. Dezember 2013
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fungs ausschuss zu bilden, dem die nach den Absätzen 1 und 2
aufzustellenden Abschlüsse zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 9

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Landesfinanzausgleichgesetzes sind im Jahr 2014 die Verhält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbandsgemeinden Thaleischweiler-Fröschen
und Wallhalben zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die Verbandsgemeinde Thaleischweiler-
Frö schen – Wallhalben kann die Umlagesätze der Verbands -
gemein deumlagen auch im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. De -
zem ber 2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Landesfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Sum -
me der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden
Thal eischweiler-Fröschen und Wallhalben zum 30. Juni 2014
als Einwohnerzahl der Verbandsgemeinde Thaleischweiler-
Fröschen – Wallhalben.

§ 10

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus -
zah lun gen der Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen –
Wallhalben sind bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend
den zum 30. Juni 2013 nach den melderechtlichen Vorschrif -
ten unter Anwendung des landeseinheitlichen Verfahrens für
das Meldewesen ermittelten Einwohnerzahlen mit Haupt -
woh nung auf die Haushalte der bisherigen Verbands gemein -
den Thaleisch weiler-Fröschen und Wallhalben aufgeteilt zu
buchen. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen – Wallhalben kann
eine davon abweichende Regelung treffen. Die §§ 98 und 100
GemO bleiben unberührt.

§ 11

Die Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen – Wall halben
hat innerhalb von fünf Jahren nach der Gebiets ände rung einen
Flächennutzungsplan für ihr Gebiet aufzustellen. Die Flä chen -
nutzungspläne der bisherigen Verbands gemein den Thal eisch -
weiler-Fröschen und Wallhalben gelten für deren bis herige
Gebiete fort, bis der Flächennutzungsplan für das Ge biet der

Verbandsgemeinde Thaleischweiler-Fröschen – Wall halben
wirksam wird.

§ 12

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusammen -
hang mit der Bildung der neuen Verbandsgemeinde Thal -
eisch weiler-Fröschen – Wallhalben bedarf der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde.

§ 13

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Landesgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 14

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

§ 6 Abs. 2 Nr. 8 wird wie folgt geändert:

1. In Buchstabe b wird das Wort „sowie“ durch ein Komma
ersetzt, wird der Verbandsgemeindename „,Thaleisch wei -
ler-Fröschen“ gestrichen und werden nach dem Ver bands -
gemeindenamen „Waldfischbach-Burgalben“ die Worte
„sowie die Ortsgemeinden Höheischweiler, Höhfröschen,
Maßweiler, Nünschweiler, Petersberg, Reifenberg, Riesch -
weiler-Mühlbach und Thaleischweiler-Fröschen“ eingefügt.

2. In Buchstabe c werden die Worte „sowie die Verbands -
gemeinden Wallhalben und“ durch die Worte „,die Ver -
bands gemeinde“ ersetzt und werden nach dem Ver bands -
gemeindenamen „Zweibrücken-Land“ die Worte „sowie
die Ortsgemeinden Biedershausen, Herschberg, Hetten -
hausen, Knopp-Labach, Krähenberg, Obernheim-Kirchen -
arnbach, Saalstadt, Schauerberg, Schmitshausen, Wall -
halben, Weselberg und Winterbach (Pfalz)“ eingefügt.

§ 15

Es treten in Kraft:
1. § 14 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1

Die Verbandsgemeinde Hochspeyer wird am 1. Juli 2014 in
die Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn eingegliedert.

§ 2

Die Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn führt ihren Na -
men unverändert fort. Ihr Sitz bleibt Enkenbach-Alsen born.

§ 3

(1) Der Verbandsgemeinderat und die Bürgermeisterin oder
der Bürgermeister der umgebildeten Verbandsgemeinde En -
ken bach-Alsenborn werden am Tage der allgemeinen Kom -
mu nal wahlen im Jahr 2014 neu gewählt. Eine etwaige Stich -
wahl zur Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters
der umgebildeten Verbandsgemeinde findet am 14. Tag nach
der ersten Wahl statt. Für die Vorbereitung und die Durch -
füh rung der Wahlen ist das gemeinsame Gebiet der Verbands -
gemeinden Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer maßgeb-
lich. Die Wahlzeit des neuen Verbandsgemeinderates Enken -
bach-Alsenborn beginnt am 1. Juli 2014. Die Wahlzeiten der
bisherigen Verbandsgemeinderäte der Verbandsgemeinden
En kenbach-Alsenborn und Hochspeyer und die Amtszeiten
ihrer jeweils am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister
enden mit Ablauf des 30. Juni 2014.

(2) Die am 30. Juni 2014 amtierenden Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinden Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer ha -
ben für den Rest der Amtszeiten, für die sie ernannt worden
sind, einen Anspruch auf Verwendung als hauptamtliche Bei -
geordnete der umgebildeten Verbandsgemeinde Enkenbach-
Alsenborn. Eine Verpflichtung zur Übernahme eines gleich
oder geringer zu bewertenden Amtes im Sinne des § 27 Abs. 3
des Landesbeamtengesetzes (LBG) in Verbindung mit § 18
Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni
2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung be steht
nicht. Bei einer Versetzung in den einstweiligen Ruhe stand
findet § 83 Abs. 8 des Landesbeamten versor gungs geset zes
vom 18. Juni 2013 (GVBl. S. 157, BS 2032-2) entsprechende
Anwendung.

(3) Wird der am 30. Juni 2014 amtierende Bürgermeister der
Verbandsgemeinde Hochspeyer oder Bürgermeister der Ver -
bandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn in das Amt des Bür ger -
meisters oder für den Rest seiner Amtszeit, für die er er nannt
worden ist, als hauptamtlicher Beigeordneter der um gebil -
deten Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn berufen, gilt
das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. In dem Zeit -
raum, in dem der am 30. Juni 2014 amtierende Bür ger meister
der Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn als hauptamt -
licher Beigeordneter der umgebildeten Verbands gemeinde
En kenbach-Alsenborn Verwendung findet, kann er zugleich
ehrenamtlicher Ortsbürgermeister einer Orts gemeinde sein.

§ 4

(1) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und Beamten sowie
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger rich -
 tet sich nach § 27 Abs. 3 LBG in Verbindung mit den §§ 16
bis 19 BeamtStG und § 40 LBG.

(2) Bei der umgebildeten Verbandsgemeinde ist ein Personal -
rat bis zum 31. Dezember 2014 neu zu wählen. Die Amtszeit
des neuen Personalrats beginnt am Tag nach der Feststellung
des Wahlergebnisses; bis zu diesem Zeitpunkt führen die am
30. Juni 2014 bei den Dienststellen der Verbandsgemeinden
Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer amtierenden Perso nal -
räte die Geschäfte gemeinsam fort.

§ 5

Spätestens sechs Monate nach der Gebietsänderung werden
eine Wehrleiterin oder ein Wehrleiter der umgebildeten Ver -
bandsgemeinde sowie ihre oder seine Vertretung gewählt, auf
die Dauer von zehn Jahren bestellt und zu Ehrenbeamtinnen
oder Ehrenbeamten ernannt. Die Wahlen erfolgen durch die
Wehrführerinnen und Wehrführer in den Ortsgemeinden der
umgebildeten Verbandsgemeinde. Die Wehrleiterin oder der
Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde Hochspeyer
und ihre oder seine Vertretung bleiben bis zur Bestellung und
Ernennung der Wehrleiterin oder des Wehrleiters der umge-
bildeten Verbandsgemeinde und ihrer oder seiner Vertretung
in ihren Funktionen für das Gebiet der bisherigen Ver bands -
gemeinde Hochspeyer; Entsprechendes gilt für die Wehr leite -
rin oder den Wehrleiter der bisherigen Verbandsgemeinde
Enkenbach-Alsenborn und ihre oder seine Vertretung in Be -
zug auf das Gebiet der bisherigen Verbandsgemeinde Enken -
bach-Alsenborn.

§ 6

Für die Verbandsgemeinden Enkenbach-Alsenborn und Hoch -
speyer ist jeweils eine Schlussbilanz zum 30. Juni 2014 auf zu -
stellen. Für die umgebildete Verbandsgemeinde Enken bach-
Alsenborn ist eine Eröffnungsbilanz zum 1. Juli 2014 aufzu-
stellen.

§ 7

(1) Die Haushaltssatzungen mit den Haushaltsplänen der
bis he  rigen Verbandsgemeinden Enkenbach-Alsenborn und
Hoch speyer für das Haushaltsjahr 2014 gelten bis zum 31. De -
zem ber 2014 fort. Bis dahin kann die umgebildete Ver bands -
gemein de Enkenbach-Alsenborn für die bisherigen Ver bands -
gemein den Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer Nach trags -
haus halts satzungen mit Nachtragshaushaltsplänen erlassen.

(2) Die Kassen gemäß § 68 Abs. 4 und den §§ 106 und 107 der
Gemeindeordnung (GemO) der bisherigen Verbands gemein -
den Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer können bis zum
31. Dezember 2014 fortgeführt werden. Zwischen den Kassen
sind Forderungen und Verbindlichkeiten grundsätzlich zu

L a n d e s g e s e t z
über die Eingliederung der Verbandsgemeinde Hochspeyer

in die Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn
Vom 20. Dezember 2013



ver  zinsen; Entsprechendes gilt innerhalb der Verbands gemein -
de kassen für Forderungen und Verbindlichkeiten von Orts -
gemeinden. Für den Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember
2014 bestimmt die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister
der umgebildeten Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn
einen einheitlichen Zinssatz.

§ 8

Aufwendungen und Erträge sowie Einzahlungen und Aus -
zahlungen der umgebildeten Verbandsgemeinde Enkenbach-
Alsenborn sind bis zum 31. Dezember 2014 entsprechend den
zum 30. Juni 2013 nach den melderechtlichen Vorschriften
unter Anwendung des landeseinheitlichen Verfahrens für das
Meldewesen ermittelten Einwohnerzahlen mit Haupt woh -
nung auf die Haushalte der bisherigen Verbandsgemeinden
Enkenbach-Alsenborn und Hochspeyer aufgeteilt zu buchen.
Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister der umgebilde-
ten Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn kann eine da -
von abweichende Regelung treffen. Die §§ 98 und 100 GemO
bleiben unberührt.

§ 9

(1) Die Verwaltung der umgebildeten Verbandsgemeinde
Enkenbach-Alsenborn hat jeweils die Abschlüsse gemäß den
§§ 108 und 109 GemO der bisherigen Verbandsgemeinden
Hochspeyer und Enkenbach-Alsenborn für das Haushaltsjahr
2014 aufzustellen.

(2) Für die ersten Abschlüsse der umgebildeten Verbands -
gemein de Enkenbach-Alsenborn zum 31. Dezember 2015
sind die Buchwerte aus den Schlussbilanzen der bisherigen Ver -
bandsgemeinden Hochspeyer und Enkenbach-Alsenborn zum
30. Juni 2014 unverändert zu übernehmen und fortzuführen.

(3) Der Verbandsgemeinderat der umgebildeten Verbands -
gemein de Enkenbach-Alsenborn hat einen Rechnungs prü -
fungs ausschuss zu bilden, dem die nach den Absätzen 1 und 2
aufzustellenden Abschlüsse zur Prüfung vorzulegen sind.

§ 10

(1) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vestitionsschlüsselzuwei sungen nach den Bestimmungen des
Landesfinanzausgleichsgesetzes sind im Jahr 2014 die Verhält -
nisse zum 1. Januar 2014 maßgebend. Die Zuweisungen sind
auch nach dem 1. Juli 2014 entsprechend in den Haushalten
der bisherigen Verbandsgemeinden Enkenbach-Alsenborn und
Hochspeyer zu vereinnahmen.

(2) Absatz 1 gilt für die zu leistenden und zu erhebenden Um -
lagen sinngemäß. Die umgebildete Verbandsgemeinde Enken -
bach-Alsenborn kann die Umlagesätze der Verbandsge mein de -
umlagen auch im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember
2014 neu festsetzen.

(3) Für die Gewährung von Schlüsselzuweisungen und In -
vesti tionsschlüsselzuweisungen nach den Bestimmungen des
Lan desfinanzausgleichsgesetzes im Jahr 2015 gilt die Summe
der Einwohnerzahlen der bisherigen Verbandsgemeinden En -
kenbach-Alsenborn und Hochspeyer zum 30. Juni 2014 als
Ein wohnerzahl der umgebildeten Verbandsgemeinde Enken -
bach-Alsenborn.

§ 11

Die umgebildete Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn
kann neben der Verbandsgemeinde umlage von den Orts -
gemein den der bisherigen Verbandsgemeinde Hochspeyer im
Zeit raum vom 1. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2024 eine
jährliche Sonderumlage in Höhe von bis zu 5 v. H. der auf
diese Ortsgemeinden nach § 25 Abs. 1 Satz 2 bis 4 des Lan -
desfinanzausgleichsgesetzes entfallen den Beträge erheben. Die
Sonderumlage dient einem Ausgleich des den Ortsgemeinden
der bisherigen Verbandsgemeinde Hochspeyer mit der Ge -
biets  än derung durch einen Übergang der Kredite zur Liquidi -
tätssiche rung der bisherigen Verbandsgemeinde Hochspeyer
auf die umgebildete Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsen born
entstehenden finanziellen Vorteils. Der Umlagesatz der Son -
der umlage ist in der Haushaltssatzung der umgebildeten Ver -
bandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn festzusetzen.

§ 12

Die umgebildete Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn
erhält vom Land Rheinland-Pfalz zum Abbau der auf sie von
der Verbandsgemeinde Hochspeyer übergehenden Ver bind -
lich keiten außerhalb des „Kommunalen Entschuldungsfonds
Rheinland-Pfalz (KEF-RP)“ Hilfen in Höhe von 3 000 000
Euro als allgemeine Finanzzuweisungen aus dem kommuna-
len Finanzausgleich in Ergänzung der in § 6 Satz 1 Nr. 1 und
§ 7 Nr. 2 bis 8 des Landesfinanz ausgleichsgesetzes (LFAG)
genannten Zuweisungen. Das Land zahlt die Hilfen entspre-
chend einem von der Ver bands gemeindeverwaltung der um -
gebildeten Verbands gemeinde Enkenbach-Alsenborn vorzu-
legenden Til gungs  plan aus.

§ 13

Die umgebildete Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn hat
innerhalb von fünf Jahren nach der Gebietsänderung ihren
Flächennutzungsplan für das Gebiet der bisherigen Ver bands -
gemeinde Hochspeyer zu ergänzen. Die Flächennut zungs pläne
der bisherigen Verbandsgemeinden Enkenbach-Alsen born und
Hochspeyer gelten fort, bis die Ergänzung wirksam wird.

§ 14

Eine kommunale Vereinbarung über Näheres im Zusam men -
hang mit der Eingliederung der Verbandsgemeinde Hoch -
speyer in die Verbandsgemeinde Enkenbach-Alsenborn be darf
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 15

Soweit in diesem Gesetz nichts Abweichendes geregelt ist, gilt
ergänzend das Lan desgesetz über die Grundsätze der Kom -
mu nal- und Verwaltungsreform.

§ 16

Das Gerichtsorganisationsgesetz vom 5. Oktober 1977 (GVBl.
S. 333), zuletzt geändert durch § 20 des Gesetzes vom 22. No -
vember 2013 (GVBl. S. 479), durch § 22 des Gesetzes vom
22. November 2013 (GVBl. S. 482), durch § 20 des Gesetzes
vom 22. November 2013 (GVBl. S. 486), durch Artikel 1 § 22
des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl. S. 489) und
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durch § 19 des Gesetzes vom 22. November 2013 (GVBl.
S. 494), BS 300-1, wird wie folgt geändert:

In § 6 Abs. 2 Nr. 6 Buchst. a wird der Verbandsgemeinde -
name „Hochspeyer,“ gestrichen.

§ 17

Es treten in Kraft:
1. § 16 am 1. Juli 2014,
2. das Gesetz im Übrigen am Tage nach der Verkündung.

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlos sen:

Artikel 1

Das Landesmediengesetz vom 4. Februar 2005 (GVBl. S. 23),
zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20. De -
zember 2011 (GVBl. S. 427), BS 225-1, wird wie folgt geändert:

1. § 22 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) Es wird folgender neue Satz 4 eingefügt:

„Auf Antrag ist eine Verlängerung zulässig.“
b) Es wird folgender neue Satz 7 eingefügt:

„Die LMK kann vorläufig die angemessene Finan zie -
rung durch den Hauptprogrammveranstalter durch Be -
scheid festlegen.“

2. § 24 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird folgender neue Satz 2 eingefügt:

„Regionalisierte Werbung in bundesweiten Pro gram men
ist nur im Rahmen von Regionalfenstern zulässig.“

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 2 wird gestrichen.
bb) Es wird folgender neue Satz 3 angefügt:

„§ 22 Abs. 3 Satz 4 bleibt unberührt.“

3. In § 28 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und fernmelde-
technisch koor dinierte“ gestrichen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesmediengesetzes Rheinland-Pfalz

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

§ 1
Zustimmung zum Staatsvertrag

Dem am 3. Juli 2013 in Baden-Baden unterzeichneten Staats -
vertrag zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem
Land Rheinland-Pfalz über den Südwestrundfunk wird zu -
gestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2
Aufhebung von Landesrecht

Das Landesgesetz zu dem Staatsvertrag über den Südwest -
rund funk vom 29. Juli 1997 (GVBl. S. 260), zuletzt geändert

durch § 3 des Gesetzes vom 7. April 2009 (GVBl. S. 113),
BS An hang I 118, wird aufgehoben.

§ 3
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des § 2 am Tage nach
der Verkündung in Kraft. § 2 tritt am 1. Januar 2014 in Kraft;
sind bis zum 31. Dezember 2013 die Ratifikationsurkunden
zu dem Staatsvertrag über den Südwestrundfunk nicht aus -
getauscht, wird § 2 gegenstandslos.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag über den Südwestrund -
funk nach seinem § 44 Abs. 1 sowie § 2 dieses Gesetzes nach
Absatz 1 Satz 2 in Kraft treten oder gegenstandslos werden,
wird von der Ministerpräsidentin oder dem Minister präsi den -
ten im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht.

L a n d e s g e s e t z
zu dem Staatsvertrag über den Südwestrundfunk

Vom 20. Dezember 2013

Mainz, den 20. Dezember 2013
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer
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S t a a t s v e r t r a g
über den Südwestrundfunk

Das Land Baden-Württemberg
und
das Land Rheinland-Pfalz

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Inhaltsverzeichnis

Präambel

§ 1 Aufgabe und Rechtsform
§ 2 Untergliederung
§ 3 Auftrag, Angebote
§ 4 Landesidentität
§ 5 Zusammenarbeit
§ 6 Programmgrundsätze
§ 7 Unzulässige Sendungen, Jugendschutz
§ 8 Werbung und Sponsoring
§ 9 Sendezeiten für Dritte
§ 10 Gegendarstellung
§ 11 Beschwerderecht
§ 12 Aufzeichnungspflicht, Auskunftspflicht
§ 13 Organe
§ 14 Zusammensetzung des Rundfunkrats
§ 15 Aufgaben des Rundfunkrats
§ 16 Amtszeit und Vorsitz des Rundfunkrats
§ 17 Sitzungen des Rundfunkrats
§ 18 Beschlüsse des Rundfunkrats
§ 19 Ausschüsse des Rundfunkrats
§ 20 Zusammensetzung des Verwaltungsrats
§ 21 Aufgaben des Verwaltungsrats
§ 22 Amtszeit und Vorsitz des Verwaltungsrats
§ 23 Sitzungen des Verwaltungsrats
§ 24 Landesrundfunkräte
§ 25 Intendanz
§ 26 Wahl und Abberufung der Intendantin oder des Inten -

danten
§ 27 Zustimmungsbedürftige Angelegenheiten
§ 28 Direktorinnen und Direktoren der Landessender
§ 29 Wahl und Abberufung der Direktorinnen und Direk -

toren der Landessender
§ 30 Geschäftsleitung
§ 31 Wirtschaftsführung
§ 32 Jahresabschluss und Geschäftsbericht
§ 33 Finanzordnung
§ 34 Haushaltsplan
§ 35 Finanzkontrolle
§ 36 Kommerzielle Tätigkeiten, Beteiligung an Unter nehmen
§ 37 Rechtsaufsicht
§ 38 Personalvertretung, Redaktionsstatut
§ 39 Datenschutz, Chancengleichheit
§ 40 Beitritt
§ 41 Übergangsregelungen
§ 42 Überprüfungsklausel, Optimierungspflicht
§ 43 Kündigung
§ 44 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Präambel

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz grün-
deten im Jahr 1997 die neue öffentlich-rechtliche Rund funk -
anstalt „Südwestrundfunk“ (SWR). Ihre Erwartungen an die
Fusion von Süddeutschem Rundfunk (SDR) und Südwest funk
(SWF) haben sich erfüllt – die Fusion ist gelungen.

Digitalisierung und Konvergenz der Medien stellen den SWR
fünfzehn Jahre später vor neue Herausforderungen. Viele Vor -
schriften der Anfangsphase können heute flexibleren Re ge -
lun gen weichen. Auch die in den letzten Jahren gewachsenen,
berechtigten Ansprüche an Beteiligung, Mitwirkung, Trans -
pa renz und Staatsferne erfordern neue Regeln. Die Reali sie -
rung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Män nern
in den Gremien, der Geschäftsleitung und bei den Be schäf -
tigten bedarf einer neuen Anstrengung. Der gesellschaftliche
Wandel muss sich auch in den Gremien abbilden.

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz sind da -
her übereingekommen, den Staatsvertrag über den Süd west -
rundfunk zu novellieren.

Ziel des Staatsvertrags ist die Gewährleistung eines starken,
leis tungsfähigen SWR in einer digitalisierten Medienwelt. Der
SWR soll den Anforderungen der Medienkonvergenz er folg -
reich begegnen können. Seine Angebote müssen sich an sämt-
liche Bevölkerungsgruppen richten und alle Altersgruppen
– junge Menschen noch stärker als bisher – erreichen. Dazu
braucht der Sender mehr Flexibilität, seine Strukturen selbst
gestalten zu können. Ihm soll ermöglicht werden, multi me -
dia le Organisationsformen zu entwickeln. Der SWR soll wei-
terhin eine profilierte Rolle innerhalb der ARD einnehmen.
Dabei erwarten die Länder, dass sich der SWR bei seinen
Stand ort-, Struktur- und Produktions entscheidungen auch an
dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit orientiert.
Denn nicht zuletzt zählt zu den Herausforderungen auch die
notwendige finanzielle Konsolidierung des Senders, um seine
Zukunft auf der Basis des neuen Rundfunk beitrags staats ver -
trags erfolgreich gestalten zu können.

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz wollen
die regionale Identität stärken. Das Herzstück des SWR ist
seine regionale Verwurzelung – in den beiden Ländern, ihren
Regionen und Städten. Sie sollen in den Programmen des
SWR eine herausragende Rolle einnehmen. Die regionale Ver -
ankerung findet ihren Ausdruck auch in den Sender stand -
orten in den beiden Landeshauptstädten Stuttgart und Mainz,
die auch Standorte der Landessender sind, und dem dritten
Standort Baden-Baden sowie den zahlreichen Studios vor Ort.

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz wollen
die Staatsferne des Rundfunks garantieren. Eine angemessen
staatsferne Zusammensetzung der Aufsichtsgremien, auch
durch erweiterte Inkompatibilitätsregeln, soll der redaktio-
nellen Unabhängigkeit Rechnung tragen.



Nr. 20 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 2013 559

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz wollen
die Mitwirkungsrechte der Gremien und der Beschäftigten
ausbauen. Die binnenplurale Kontrolle des öffentlich-recht -
lichen Rundfunks hat sich in besonderer Weise bewährt. Sie
gilt es weiter zu stärken. Deshalb sorgen die Länder für eine
klarere Aufgabenverteilung und bauen die Verantwortung der
Aufsichtsgremien aus. Das entspricht einem zeitgemäßen Ver -
ständnis von wirksamer Rundfunkaufsicht. Mit einem Re dak -
tionsstatut und erweiterten Rechten der Personal vertre tung
wird die Mitwirkung der Beschäftigten gestärkt.

Die Länder Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz wollen
die Gleichstellung von Frauen und Männern realisieren und
den gesellschaftlichen Wandel in den Gremien abbilden. Die
Gleichstellung von Frauen und Männern ist eine besondere
gesellschaftliche Verpflichtung, der die Länder insbesondere
durch verbindliche Vorgaben in den Aufsichtsgremien Rech -
nung tragen. Eine veränderte Zusammensetzung des Rund -
funk rats soll sicherstellen, dass sich die Pluralität der heutigen
Gesellschaft auch in den Gremien widerspiegelt.

Der folgende Staatsvertrag enthält die grundlegenden Rege -
lun gen, die den Rechtsrahmen für die öffentlich-rechtliche
Rundfunkanstalt SWR bilden.

§ 1
Aufgabe und Rechtsform

(1) Der „Südwestrundfunk“ (SWR) ist eine gemeinnützige
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts zur Veranstal -
tung von Rundfunk in den Ländern Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz (Länder). Der SWR hat seinen Sitz in Baden-
Baden, Mainz und Stuttgart. Der für den Gerichtsstand maß-
gebliche Sitz und der Dienstort der Intendanz ist Stuttgart.

(2) Der SWR hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen
dieses Staatsvertrags; er gibt sich eine Hauptsatzung. Für den
Beschluss über diese Satzung bedarf es der Mehrheit der Stim -
men der gesetzlichen Mitglieder von Rundfunk- und Verwal -
tungs rat, wobei darin mindestens jeweils die Hälfte der Stim -
men der Mitglieder aus jedem Land enthalten sein muss. Wird
diese Mehrheit bei der ersten Abstimmung nicht er reicht, darf
eine weitere Abstimmung frühestens eine Woche nach der
ersten Abstimmung stattfinden. Die Hauptsatzung ist in ge eig -
neter Weise zu veröffentlichen; eine Veröffent lichung in elek -
tronischer Form im Internetauftritt des SWR ist ausreichend.

(3) Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des SWR ist
unzulässig.

§ 2
Untergliederung

(1) Der SWR erfüllt seinen Auftrag in den Landeshaupt städten
Stuttgart und Mainz, die auch Sitz der Landessender sind,
sowie am dritten Standort Baden-Baden. Die Aufgaben sind
angemessen auf die Standorte zu verteilen.

(2) Der SWR unterhält die Landessender zur gesonderten
Dar stellung jedes Landes und seiner Regionen. Jedem Lan des -
sender sind die in seinem Sendegebiet betriebenen Studios
und Korrespondentenbüros zugeordnet.

(3) Im Rahmen der Entwicklung des SWR sind beide Länder
bei der Wahl der Standorte für weitere Einrichtungen oder
Gesellschaften des SWR angemessen zu berücksichtigen.

§ 3
Auftrag, Angebote

(1) Auftrag des SWR ist, durch die Herstellung und Ver brei -
tung seiner Angebote in Hörfunk, Fernsehen und Internet als
Medium und Faktor des Prozesses freier individueller und
öffentlicher Meinungsbildung zu wirken und dadurch die
demo kratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Ge -
sellschaft zu erfüllen. Er hat in seinen Angeboten einen objek-
tiven und umfassenden Überblick über das internationale,
europäische, bundesweite sowie im Schwerpunkt über das
länder- und regionenbezogene Geschehen in allen wesent -
lichen Lebensbereichen zu geben. Er soll hierdurch auch die
internationale Verständigung, die europäische Integration und
den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Bund und Län dern
fördern. Seine Angebote haben der Information, Bildung,
Beratung und Unterhaltung zu dienen. Er hat Beiträge ins -
besondere zur Kultur anzubieten. Auch Unterhaltung soll
einem öffentlich-rechtlichen Angebotsprofil entsprechen. Die
Gliederung des Sendegebiets in die beiden Länder ist auch in
den gemeinsam veranstalteten Angeboten angemessen zu be -
rücksichtigen.

(2) Der SWR veranstaltet folgende Angebote:
1. jeweils zwei Landeshörfunkprogramme für die Länder

Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz; davon jeweils
ein Programm mit einem informationsbetonten Angebot
und jeweils ein Programm, das der Darstellung der Regio -
nen dient und nach landsmannschaftlichen Gesichts punk -
ten sowie nach gewachsenen Wirtschafts- und Erlebnis -
räumen zugeschnitten ist;

2. zwei gemeinsame Hörfunkprogramme für die Länder
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz; davon ein Pro -
gramm mit kulturellem Schwerpunkt und ein Musik-Pro -
gramm vorwiegend für jüngere Menschen; beide Pro gram -
me sollen auch landes- und regionalbezogene Inhalte haben;

3. ein digitales Hörfunkangebot vorwiegend für Jugendliche
und junge Erwachsene, zu dessen Unterstützung die draht-
lose terrestrische Verbreitung in analoger Technik unter
Ver wendung von Frequenzen des SWR in Teilbereichen
seines Sendegebiets und die leitungsgebundene Verbrei -
tung in analoger Technik zulässig ist;

4. ein gemeinsames Fernsehprogramm für Baden-Württem -
berg und Rheinland-Pfalz, wobei ein Anteil von mindes-
tens 30 vom Hundert als gesonderter, in der Regel zeit-
gleich zu sendender Landesteil veranstaltet werden soll;

5. das ARD-Gemeinschaftsangebot sowie die sonstigen auf-
grund staatsvertraglicher Ermächtigung veranstalteten An -
gebote und

6. Telemedien nach Maßgabe der §§ 11d bis 11f des Rund -
funk staatsvertrags.

Der SWR kann ergänzend folgende Angebote veranstalten:
1. ein digitales Hörfunkangebot mit dem Schwerpunkt In -

for mation, zu dessen Unter stützung die drahtlose terres-
trische Verbreitung in analoger Technik unter Verwen -
dung von Frequenzen des SWR in Teilbereichen seines
Sen degebiets und die leitungsgebundene Verbreitung in
analoger Technik zulässig ist, und

2. bis zu drei ausschließlich im Internet verbreitete Hör funk -
programme nach Maßgabe eines nach § 11f des Rund funk -
staatsvertrags durchgeführten Verfahrens.

Der Auftrag des SWR umfasst die Verbreitung von Radio-
und Fernsehtext.

(3) Der SWR liefert entsprechend der jeweils gültigen Verein -
barung der in der ARD zusammengeschlossenen Rundfunk -
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anstalten über die tägliche Dauer, die Art und den Umfang
der Beteiligung an ihren Gemeinschaftsangeboten Beiträge.
Ent sprechendes gilt für Beteiligungen des SWR an weiteren,
durch besonderen Staatsvertrag bestimmten Angeboten.

(4) Weitere Angebote des SWR sind im Rahmen der Be -
stands- und Entwicklungsgarantie auf der Grundlage beson -
derer staatsvertraglicher Vereinbarung zulässig. Die Teilhabe
des SWR an neuen rundfunktechnischen Möglichkeiten zur
Her stellung und Verbreitung von Rundfunkprogrammen so -
wie die Möglichkeit der Veranstaltung neuer Formen von
Rund funk bleiben unberührt. Die Zulässigkeit und die Durch -
führung von entsprechenden Versuchen richten sich nach
dem jeweiligen Landesrecht.

§ 4
Landesidentität

(1) Die Landeshörfunkprogramme sind eigenständige Pro -
gram me der Landessender, die ausschließlich für das jeweilige
Land bestimmt sind und landesspezifisch ausgestaltet sein
sollen. Sie werden von den Landessendern gestaltet. Bei der
Ge stal tung des Gemeinschaftsanteils an den Landeshörfunk -
pro gram men ist auf die Landesidentitäten besondere Rück -
sicht zu nehmen.

(2) Die Landessender werden für die Gestaltung der gemein-
samen Programme in angemessenem Umfang herangezogen.
Dabei ist auf die Landesidentitäten besondere Rücksicht zu
nehmen.

(3) Angebote mit Landesbezug sollen grundsätzlich von den
beiden Landessendern gestaltet werden.

(4) Die Intendantin oder der Intendant hat sicherzustellen,
dass die Landessender personell und wirtschaftlich in der Lage
sind, ihre programmlichen Aufgaben in eigener Verantwor -
tung wahrzunehmen.

§ 5
Zusammenarbeit

Der SWR kann in Erfüllung seines Auftrags mit Dritten zu -
sammenarbeiten und sich an anderen Unternehmen oder
Pro grammen beteiligen. Das Nähere regeln die Vorschriften
des § 36. Dabei ist zu gewährleisten, dass seine Verant wor -
tung für die von ihm hergestellten Sendungen gewahrt und die
für ihn geltenden gesetzlichen und satzungsmäßigen Grund -
sätze beachtet werden.

§ 6
Programmgrundsätze

(1) Der SWR ist in seinen Angeboten an die verfassungs -
mäßige Ordnung gebunden und der Wahrheit verpflichtet.
Er trägt zur Verwirklichung der freiheitlich demokratischen
Grundordnung bei und fördert die Zusammengehörigkeit im
vereinten Deutschland.

(2) Der SWR hat in seinen Angeboten die Würde des Men -
schen sowie die sittlichen, religiösen und weltanschaulichen
Überzeugungen anderer zu achten. Er soll dazu beitragen, die
Achtung vor Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrt -
heit, vor Glauben und Meinung anderer zu stärken, die
Gleich stellung von Frau und Mann zu fördern und die Be -
nach teiligung von Menschen mit Behinderung zu verringern.
Die Angebote dürfen sich nicht gegen die Völkerverständi -

gung oder gegen die Wahrung von Frieden und Freiheit rich-
ten. Sie sollen auf ein diskriminierungsfreies Miteinander in
der Gesellschaft hinwirken.

(3) Berichterstattung und Informationssendungen haben den
anerkannten journalistischen Grundsätzen, auch beim Ein -
satz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie sind gewissen-
haft zu recherchieren und müssen wahrheitsgetreu und sach-
lich sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach
den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Wahrheit und Her -
kunft zu prüfen. Die Redakteurinnen und Redakteure sind
bei der Auswahl und Sendung der Nachrichten zur Ob jekti -
vität und Überparteilichkeit verpflichtet. Kommentare sind
deutlich von Nachrichten zu trennen und unter Nen nung der
Verfasserin oder des Verfassers als persönliche Stel lung nahme
zu kennzeichnen. Sie haben dem Gebot journalistischer Fair -
ness zu entsprechen.

(4) In allen Angelegenheiten von öffentlichem Interesse sind
die verschiedenen Auffassungen im Gesamtangebot ausgewo-
gen und angemessen zu berücksichtigen. Das Gesamtangebot
darf weder einseitig den Interessen einer Partei oder Gruppe
noch Sonderinteressen gleich welcher Art dienen.

§ 7
Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Für den SWR gelten die auf den öffentlich-rechtlichen Rund -
funk anwendbaren Bestimmungen des Jugendmedien schutz-
Staatsvertrags in der jeweils gültigen Fassung.

§ 8
Werbung und Sponsoring

(1) Für den SWR gelten die auf den öffentlich-rechtlichen
Rund funk anwendbaren Bestimmungen des Rundfunk staats -
vertrags über Werbung und Sponsoring in der jeweils gültigen
Fassung sowie die nachfolgenden Bestimmungen.

(2) Lokal- und regionalbezogene Werbung einschließlich
Spon soring ist dem SWR nicht gestattet.

(3) In Hörfunkprogrammen des SWR ist Werbung bis zu der
im Rundfunkstaatsvertrag vorgesehenen Höchstgrenze zu lässig.

(4) Werbung und Sponsoring finden in den Angeboten nach
§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Variante 1, Nr. 3 und 6 sowie Satz 2
und 3 nicht statt.

§ 9
Sendezeiten für Dritte

(1) Der SWR hat der Bundesregierung und den Regierungen
der Länder in Katastrophenfällen und bei anderen erheblichen
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung für amt-
liche Verlautbarungen angemessene Sendezeit unverzüglich
und unentgeltlich einzuräumen.

(2) Parteien oder sonstigen politischen Vereinigungen sind
während ihrer Beteiligung an Wahlen der Abgeordneten der
Bundesrepublik Deutschland zum Europäischen Parlament,
zum Deutschen Bundestag oder zu den gesetzgebenden Kör -
per schaften der Länder angemessene Sendezeiten entsprechend
§ 5 Abs. 1 bis 3 des Parteiengesetzes einzuräumen, wenn für
sie ein Wahlvorschlag zum Europäischen Parlament, zum
Deut schen Bundestag oder zu den gesetzgebenden Körper -
schaf ten der Länder zugelassen ist.
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(3) Den Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften mit
dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, den
Orga nisationen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
sowie der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, den Regie run -
gen der Länder sowie den politischen Parteien, soweit sie in
einem der Parlamente der Länder Fraktionsstärke besitzen,
ist Gelegenheit zu geben, ihre Auffassungen in zweckentspre-
chenden Sendezeiten des SWR angemessen zu vertreten.

(4) Für Inhalt und Gestaltung der Sendungen ist verantwort-
lich, wem die Sendezeit zugebilligt worden ist.

§ 10
Gegendarstellung

(1) Der SWR ist verpflichtet, durch Rundfunk die Gegen dar -
stellung der Person oder Stelle zu verbreiten, die durch eine
vom SWR verbreitete Tatsachenbehauptung betroffen ist.

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Gegendarstellung besteht
nicht, wenn
1. die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes Inte -

resse an der Verbreitung hat oder
2. die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemes-

sen ist, insbesondere den Umfang des beanstandeten Teils
der Sendung erheblich überschreitet.

(3) Die Gegendarstellung muss sich auf tatsächliche Angaben
beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt haben. Sie be -
darf der Schriftform und muss von der betroffenen Person
oder deren gesetzlicher Vertretung unterzeichnet sein. Die be -
troffene Person oder deren Vertretung kann die Ver brei tung
der Gegendarstellung nur verlangen, wenn die Gegen dar stel -
lung unverzüglich, spätestens innerhalb von zwei Mo naten,
dem SWR zugeht. Die Gegendarstellung muss die be anstan -
dete Sendung und Tatsachenbehauptung bezeichnen.

(4) Die Gegendarstellung muss unverzüglich innerhalb des
gleichen Programms und der gleichen Programmsparte wie
die beanstandete Tatsachenbehauptung sowie zur gleichen Ta -
geszeit oder, soweit dies nicht möglich ist, zu einer Sende zeit
verbreitet werden, die der Zeit der beanstandeten Sen dung
gleichwertig ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschal tun gen
und Weglassungen. Eine Erwiderung auf die verbreitete Ge gen -
 darstellung muss sich auf tatsächliche Angaben be schränken.

(5) Die Verbreitung der Gegendarstellung erfolgt unentgelt-
lich. Dies gilt nicht, wenn sich die Gegendarstellung gegen
eine Tatsachenbehauptung richtet, die in einer Werbesen dung
verbreitet worden ist.

(6) Für die Durchsetzung des Anspruchs ist der ordentliche
Rechtsweg gegeben. Auf Antrag der betroffenen Person kann
das Gericht anordnen, dass der SWR in der Form des Ab -
satzes 4 eine Gegendarstellung verbreitet. Auf das Verfahren
sind die Vorschriften der Zivilprozessordnung über das Ver -
fahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung entsprechend
anzuwenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht
glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Hauptsache
findet nicht statt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für wahrheitsgetreue Be -
richte über öffentliche Sitzungen des Europäischen Parla ments,
der gesetzgebenden Organe des Bundes, der deutschen Länder
und der Vertretungen der Gemeinden und Gemeindever bän -
de, der Gerichte sowie für Sendungen nach § 9 Abs. 1 und 2

dieses Staatsvertrags. Zu einer Gegen dar stellung kann eine
Ge gendarstellung nicht verlangt werden.

(8) Für die Gegendarstellung bei Telemedien gilt § 56 des
Rund funkstaatsvertrags in seiner jeweils gültigen Fassung.

§ 11
Beschwerderecht

(1) Jede Person hat das Recht, sich mit einer Beschwerde an
den SWR zu wenden. Die Beschwerden sind innerhalb einer
Frist von zwei Monaten schriftlich unter Angabe der wesent-
lichen Entscheidungsgründe zu bescheiden.

(2) Hilft die Intendantin oder der Intendant einer Programm -
beschwerde nicht ab, so kann die beschwerdeführende Person
den Rundfunkrat anrufen und die Beratung der Beschwerde
verlangen. In dem Bescheid nach Absatz 1 Satz 2 ist auf dieses
Recht hinzuweisen.

(3) Das Beschwerderecht und das Beschwerdeverfahren sind in
elektronischer Form im Internetauftritt des SWR darzustellen.

(4) Im Zuständigkeitsbereich der Landessender nach § 4 treten
an die Stelle der Intendantin oder des Intendanten die Di rek -
torin oder der Direktor des jeweiligen Landessenders und an
die Stelle des Rundfunkrats der jeweilige Landesrund funk rat.

(5) Das Nähere regelt die Hauptsatzung. Sie kann vorsehen,
dass Beratung und Entscheidung von Beschwerden einem
Aus schuss des Rundfunkrats übertragen werden. Für den Fall
einer Anrufung nach Absatz 2 Satz 1 stellt sie sicher, dass die
beschwerdeführende Person vom Ergebnis der Beratungen
benachrichtigt wird und ihr die tragenden Erwägungen mit-
geteilt werden.

§ 12
Aufzeichnungspflicht, Auskunftspflicht

(1) Von allen Rundfunksendungen, die der SWR verbreitet,
sind vollständige Ton- und Bildaufzeichnungen herzustellen
und aufzubewahren. Bei der Sendung einer Aufzeichnung
oder eines Films kann abweichend von Satz 1 die Aufzeich -
nung oder der Film aufbewahrt werden. Die Aufbewah rungs -
frist beträgt drei Monate. Wird innerhalb dieser Frist eine
Sendung beanstandet, so ist die Aufzeichnung oder der Film
aufzubewahren, bis die Beanstandung durch rechtskräftige ge -
richtliche Entscheidung, durch gerichtlichen Vergleich oder
auf andere Weise erledigt ist.

(2) Wer schriftlich glaubhaft macht, in seinen Rechten be -
troffen zu sein, kann vom SWR Einsicht in die Aufzeich nun -
gen nach Absatz 1 verlangen und hiervon auf eigene Kosten
vom SWR Mehrfertigungen herstellen lassen.

(3) Soweit der SWR Fernseh- und Radiotext sowie Tele medien
veranstaltet, stellt er in geeigneter Weise sicher, dass berech-
tigten Interessen Dritter auf Beweissicherung angemessen
Rech nung getragen wird.

(4) Der SWR hat auf Verlangen Namen und Dienstanschrift
der Intendantin oder des Intendanten und der sonstigen für
die Angebote Verantwortlichen mitzuteilen.

(5) Im Rahmen der Rechtsaufsicht nach § 37 kann jedes der
Länder Einsicht in die Aufzeichnungen und Filme nach Ab -
satz 1 verlangen.
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§ 13
Organe

(1) Die Organe des SWR sind:
1. der Rundfunkrat und die Landesrundfunkräte, soweit sie

nach diesem Staatsvertrag Träger von eigenen Rechten und
Pflichten sind,

2. der Verwaltungsrat und
3. die Intendantin oder der Intendant.

(2) Die Landesrundfunkräte sind den Landessendern zuge-
ordnet.

(3) Organ oder Mitglied eines Organs kann nur sein, wer die
Voraussetzungen für die Aufnahme in den öffentlichen Dienst
der Länder erfüllt. Die Mitgliedschaft im Rundfunkrat und
die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat schließen sich gegensei-
tig aus. Angestellte oder ständige Mitarbeiterinnen und Mit -
arbeiter des SWR können nicht Mitglied des Rundfunkrats
oder des Verwaltungsrats sein; § 20 Abs. 1 Satz 5 bleibt un -
berührt. Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften des
Bun des und der deutschen Länder, des Europäischen Parla -
ments und der Regierung des Bundes, eines der deutschen
Länder sowie der Europäischen Kommission und deren poli-
tische Beamtinnen und Beamte können Rundfunkrat und Ver -
waltungsrat mit Ausnahme der von den Landtagen und den
Landesregierungen entsandten Mitglieder nicht angehören.

(4) Die Mitglieder des Rundfunkrats und des Verwaltungs -
rats haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben die In teres -
sen der Allgemeinheit zu vertreten. Sie sind in ihrer Amts -
führung an Aufträge oder Weisungen nicht gebunden.

(5) Kein Mitglied des Rundfunkrats oder des Verwaltungsrats
darf für den SWR gegen Entgelt oder für ein anderes Rund -
funk unternehmen oder einen Zusammenschluss von Rund -
funk unternehmen tätig sein; § 20 Abs. 1 Satz 5 bleibt un -
berührt. Dies gilt nicht für gelegentliche nicht ständige und
gering fügige Tätigkeiten; diese sind jährlich gegenüber dem
jeweiligen Gremium offenzulegen. Kein Mitglied des Rund -
funkrats oder des Verwaltungsrats darf wirtschaftliche oder
sonstige Interessen haben, die geeignet sind, die Erfüllung sei-
ner Aufgabe als Mitglied des betreffenden Organs zu gefähr-
den. Wird eine Interessenkollision im Sinne der vorstehenden
Vorschriften durch das jeweilige Gremium festgestellt, endet
die Mitgliedschaft.

(6) Der Rundfunkrat hält auf Wunsch von mindestens zehn
seiner Mitglieder Fortbildungsveranstaltungen ab.

§ 14
Zusammensetzung des Rundfunkrats

(1) Der Rundfunkrat setzt sich zusammen aus 74 Mitgliedern
aus den Ländern Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz.

(2) 51 Mitglieder des Rundfunkrats sind aus dem Land Baden-
Württemberg.
Davon entsenden
1. acht Mitglieder der Landtag von Baden-Württemberg,
2. zwei Mitglieder die Evangelischen Landeskirchen,
3. zwei Mitglieder die Römisch-Katholische Kirche,
4. ein Mitglied die Israelitischen Religionsgemeinschaften,
5. ein Mitglied die muslimischen Verbände in Baden-Würt -

tem berg,
6. drei Mitglieder der Deutsche Gewerkschaftsbund – Lan -

des bezirk Baden-Württemberg –, die Vereinte Dienstleis -
tungsgewerkschaft – Landesbezirk Baden-Württemberg –

und der Beamtenbund Baden-Württemberg sowie ein
Mit glied der Deutsche Journalistenverband e. V. – Lan -
des  verband Baden-Württemberg – und die Fachgruppe
Medien (dju/SWJV) in der Vereinten Dienst leistungs -
gewerkschaft – Landesbezirk Baden-Württemberg –,

7. ein Mitglied der Gemeindetag Baden-Württemberg,
8. ein Mitglied der Landkreistag Baden-Württemberg,
9. ein Mitglied der Städtetag Baden-Württemberg,

10. zwei Mitglieder der Landesverband der kommunalen
Mig ran tenvertretungen Baden-Württemberg,

11. ein Mitglied die Freie Wählervereinigung – Landes ver -
band Baden-Württem berg e. V.,

12. vier Mitglieder der Baden-Württembergische Industrie-
und Handelskammertag, der Baden-Württembergische
Hand werkstag, der Landesverband der Baden-Württem -
bergischen Industrie, die Landesvereinigung Baden-Würt -
tembergischer Arbeitgeberverbände, der Landes ver band
der Freien Berufe Baden-Württemberg und der Bund der
Selbständigen – Landesverband Baden-Würt tem berg,

13. ein Mitglied die Bauernverbände und die Landfrauen -
verbände,

14. zwei Mitglieder die Sportverbände,
15. zwei Mitglieder der Landesjugendring Baden-Würt tem -

berg e. V.,
16. ein Mitglied der Landesseniorenrat Baden-Württemberg

e. V. und der Sozialverband VdK Baden-Württemberg e. V.,
17. zwei Mitglieder die Hochschulen und Universitäten,
18. vier Mitglieder die Bildungsverbände,
19. zwei Mitglieder der Deutsche Bühnenverein – Landes -

ver band Baden-Württem berg –, der Verband deutscher
Schriftsteller in der Vereinten Dienst leistungs gewerk schaft
– Landesbezirk Baden-Württemberg – und der Deut sche
Komponistenverband – Sektion Baden-Würt tem berg –
so wie ein Mitglied der Landesmusikrat Baden-Württem -
berg,

20. zwei Mitglieder der Landesnaturschutzverband, der Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. – Lan -
des verband Baden-Württemberg – und der Natur schutz -
bund Baden-Württemberg,

21. ein Mitglied der Landesfamilienrat Baden-Württemberg,
22. ein Mitglied der Landesfrauenrat Baden-Württemberg,
23. ein Mitglied die Evangelischen Frauen in Baden und in

Württemberg und der Katholische Deutsche Frauen bund
Baden-Württemberg,

24. ein Mitglied die Baden-Württembergischen Behinderten -
organisationen,

25. ein Mitglied die Liga der Freien Wohlfahrtspflege und
26. ein Mitglied die Vertriebenenorganisationen und die Eu -

ro pa-Union Deutschland – Landesverband Baden-Würt -
tem berg e. V.

Diese Mitglieder sind zugleich Mitglieder des Landesrund -
funk rats Baden-Württem berg.

(3) 23 Mitglieder des Rundfunkrats sind aus dem Land Rhein -
land-Pfalz.
Davon entsenden
1. vier Mitglieder der Landtag von Rheinland-Pfalz,
2. ein Mitglied die Katholischen Bistümer im Lande Rhein -

land-Pfalz,
3. ein Mitglied die Evangelischen Kirchen im Lande Rhein -

land-Pfalz,
4. ein Mitglied der Deutsche Gewerkschaftsbund – Lan des -

bezirk Rheinland-Pfalz –, ein Mitglied die Vereinte Dienst -
leistungsgewerkschaft – Landesbezirk Rheinland-Pfalz –,
ein Mitglied der Deutsche Beamtenbund Rheinland-Pfalz
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sowie ein Mitglied der Deutsche Journalistenverband
– Landesverband Rheinland-Pfalz – und die Fachgruppe
Medien in der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft
– Landesbezirk Rheinland-Pfalz –,

5. ein Mitglied die Landesvereinigung Rheinland-Pfäl zi scher
Unternehmerverbände, ein Mitglied die Arbeits gemein -
schaft der Handwerkskammern Rheinland-Pfalz, ein
Mit glied die Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und Han -
dels kammern Rheinland-Pfalz sowie ein Mitglied die
Land wirtschaftskammer Rheinland-Pfalz,

6. ein Mitglied der Landesjugendring Rheinland-Pfalz,
7. ein Mitglied der Landessportbund Rheinland-Pfalz,
8. ein Mitglied der Landesfrauenbeirat Rheinland-Pfalz,
9. zwei Mitglieder der Städtetag Rheinland-Pfalz, der Land -

kreistag Rheinland-Pfalz und der Gemeinde- und Städte -
bund Rheinland-Pfalz,

10. ein Mitglied die nach dem Weiterbildungsgesetz Rhein -
land-Pfalz anerkannten Organisationen,

11. ein Mitglied die nach § 29 Abs. 2 des Bundesnatur schutz -
gesetzes in Rheinland-Pfalz anerkannten Verbände,

12. ein Mitglied die Verbände aus den Bereichen Kunst und
Kultur und zwar der Verband Deutscher Schriftsteller
Rheinland-Pfalz, der Berufsverband bildender Künstler
– Sektion Rheinland-Pfalz – und der Landesmusikrat
Rhein   land-Pfalz und

13. ein Mitglied der Verband Deutscher Sinti und Roma
– Landesverband Rheinland-Pfalz.

Diese Mitglieder sind zugleich Mitglieder des Landesrund -
funk rats Rheinland-Pfalz.

(4) Die Organisationen und Institutionen nach den Absät -
zen 2 und 3 entsenden die Mitglieder. Ein Mitglied kann dem
Rundfunkrat höchstens drei Amtsperioden angehören. So -
weit in den einzelnen Nummern nach den Absätzen 2 und 3
jeweils mehr Organisationen genannt sind, als Mitglieder ent-
sandt werden können, haben sich die betreffenden Organi -
sa tio nen auf das oder die gemeinsam zu entsendenden Mit -
glie der zu eini gen. Kommt eine Einigung innerhalb von drei
Monaten nach Aufforderung nicht zustande, so schlagen die
betreffenden Organisationen jeweils ein Mitglied vor. Der für
Rundfunkfragen zuständige Ausschuss des jeweiligen Land tags
kann hieraus die entsprechende Anzahl von Mitgliedern aus -
wählen; für das Auswahlverfahren gilt Absatz 6 entsprechend.

(5) Der Vorsitz des Rundfunkrats bestimmt, bis zu welchem
Zeitpunkt das jeweilige Mitglied zu benennen ist. Er stellt die
ordnungsgemäße Entsendung fest. Ein nach den Absätzen 2
oder 3 entsandtes Mitglied des Rundfunkrats kann bei Verlust
der Mitgliedschaft in der entsendenden Organisation oder
Institution oder aus sonstigem wichtigen Grund von der ent-
sendenden Stelle nach dem entsprechenden Verfahren des
Ab satzes 4 abberufen werden.

(6) Bei der Entsendung der Mitglieder ist ein angemessener
Geschlechterproporz zu wahren. In den Fällen des Absatzes 2
Satz 2 Nr. 1 bis 3, 6, 10, 12, 14, 15, 17, 18 und 20 sowie des
Absatzes 3 Satz 2 Nr. 1, 4, 5 und 9 müssen von der Gesamt -
zahl der nach der jeweiligen Nummer zu entsendenden Mit -
glieder zu fünfzig vom Hundert Frauen und Männer entsandt
werden. Im Fall des Absatzes 2 Satz 2 Nr. 19 müssen jeweils
mindestens eine Frau und ein Mann entsandt werden. In den
anderen Fällen muss bei der Nachfolge für ein Mitglied eine
Frau entsandt werden, wenn zuvor ein Mann entsandt war,
oder ein Mann, wenn zuvor eine Frau entsandt war. Satz 4
gilt nicht für die Stellen nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 22 und 23
sowie Absatz 3 Satz 2 Nr. 8.

(7) Solange und soweit Mitglieder in den Rundfunkrat nicht
oder nicht in Übereinstimmung mit den Vorschriften dieses
Staatsvertrags entsandt werden, verringert sich die Mitglieder -
zahl entsprechend. Scheidet ein Mitglied des Rundfunkrats
vorzeitig aus, ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied
nach den für die Entsendung des ausgeschiedenen Mitglieds
geltenden Vorschriften zu bestimmen.

§ 15
Aufgaben des Rundfunkrats

(1) Der Rundfunkrat vertritt die Interessen der Allgemein heit
auf dem Gebiet des Rundfunks; dabei trägt er der Vielfalt der
Meinungen in der Bevölkerung Rechnung. Er wacht darüber,
dass der SWR seine Aufgaben nach diesem Staats vertrag er -
füllt, soweit nicht der Verwaltungsrat oder die Lan des rund -
funk räte zuständig sind, und übt die ihm hierzu eingeräumten
Kontrollrechte aus.

(2) Der Rundfunkrat überwacht die Einhaltung der für die
Angebote geltenden Grundsätze und hierzu erlassener Richt -
linien und berät die Intendantin oder den Intendanten in all-
gemeinen Programmangelegenheiten. Er kann feststellen, dass
einzelne Angebote oder deren Bestandteile gegen diese Grund -
sätze verstoßen, und die Intendantin oder den In ten dan ten
auffordern, einen festgestellten Verstoß nicht fortzusetzen oder
künftig zu unterlassen. Die Beanstandungen des Rundfunk -
rats sind schriftlich zu begründen.

(3) Der Rundfunkrat hat ferner folgende Aufgaben:
1. Wahl und Abberufung der Intendantin oder des Inten -

danten,
2. Genehmigung des Haushaltsplans; dabei kann der Rund -

funkrat über den vom Verwaltungsrat festgestellten Ge -
samt ansatz der Aufwendungen nicht hinausgehen,

3. Beschlussfassung über Satzungen gemeinsam mit dem
Ver waltungsrat,

4. Beschlussfassung über Richtlinien der Programm gestal -
tung,

5. Zustimmung zur Berufung der Direktorinnen und Di -
rek toren mit Ausnahme derjenigen der Landessender, der
Ver waltungsdirektion und der Juristischen Direk tion,

6. Wahl und Abberufung der vom Rundfunkrat gewählten
Mitglieder des Verwaltungsrats,

7. Genehmigung des Jahresabschlusses,
8. Zustimmung bei der Übernahme von Verpflichtungen

im Wert von mehr als fünf Millionen Euro bei Verträgen
über die Herstellung oder den Erwerb von Programm -
teilen,

9. Entscheidung über Beschränkungen und Abweichungen
im Verfahren nach §§ 8, 9 Abs. 1 Satz 1 des Jugend -
medien schutz-Staatsvertrags und

10. Durchführung des Verfahrens nach § 11f Abs. 4 bis 6
des Rundfunkstaatsvertrags.

(4) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben sind dem Rund -
funkrat und seinen Ausschüssen von der Intendantin oder
dem Intendanten und vom Verwaltungsrat Auskünfte zu er -
teilen und Einsicht in die Unterlagen des SWR zu gewähren.

§ 16
Amtszeit und Vorsitz des Rundfunkrats

(1) Die Amtszeit des Rundfunkrats beträgt fünf Jahre und
be ginnt mit seinem ersten Zusammentritt. Nach Ablauf der
Amts zeit führt der Rundfunkrat die Geschäfte bis zum Zu -
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sam mentritt des neuen Rundfunkrats weiter. Die Mitglied -
schaft im Rundfunkrat endet, wenn ein Ausschließungsgrund
nach § 13 Abs. 3 eintritt oder eine Feststellung nach § 13
Abs. 5 Satz 4 getroffen wird.

(2) Der Rundfunkrat wählt seinen Vorsitz sowie eine erste
und zweite Stellvertretung für die Dauer von 30 Monaten.
Der Vorsitz und die erste Stellvertretung müssen Mitglieder
des Rundfunkrats aus verschiedenen Ländern sein.

(3) Die Mitglieder des Rundfunkrats haben Anspruch auf Auf -
wandsentschädigung, Ersatz von Reisekosten sowie auf Ta ge -
gelder und Übernachtungsgelder nach Maßgabe der Haupt -
satzung.

§ 17
Sitzungen des Rundfunkrats

(1) Unbeschadet der nachfolgenden Vorschriften finden die
Sitzungen des Rundfunkrats nach Maßgabe der Hauptsatzung
statt. Auf Antrag von einem Fünftel der Mitglieder oder der
Intendantin oder des Intendanten muss der Rundfunkrat zu
einer Sitzung zusammentreten. Der Rundfunkrat wird von
seinem Vorsitz oder, wenn Vorsitz und Stellvertretung nicht
bestimmt sind, von dem an Lebensjahren ältesten Mitglied
ein berufen und geleitet.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats sowie die Mitglieder
der Geschäftsleitung können an den Sitzungen des Rundfunk-
rats beratend teilnehmen. Auf Verlangen des Rundfunkrats
sind sie hierzu verpflichtet.

(3) Zwei Mitglieder des Personalrats, und zwar eines aus
jedem Land, können an den Sitzungen des Rundfunkrats teil-
nehmen; ihnen wird auf Verlangen zu Angelegenheiten ihres
Aufgaben bereichs das Wort erteilt.

(4) Die Sitzungen des Rundfunkrats finden öffentlich statt.
Der jeweilige Vorsitz legt im Einvernehmen mit der Stellver -
tre tung oder auf entsprechenden, in nicht öffentlicher Sit zung
zu fassenden Beschluss des Rundfunkrats fest, welche Tages -
ordnungspunkte im Einzelfall in nicht öffentlicher Sitzung
behandelt werden. Die Beratungsgrundlagen öffentlicher Sit -
zungen sowie die dort gefassten Beschlüsse sind in geeigneter
Weise zu veröffentlichen; eine Veröffentlichung in elektroni-
scher Form im Internetauftritt des SWR ist ausreichend.

§ 18
Beschlüsse des Rundfunkrats

(1) Der Rundfunkrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder
ordnungsgemäß geladen wurden und mindestens die Hälfte,
im Fall der Wahl der Intendantin oder des Intendanten und
der Beschlussfassung über die Hauptsatzung mindestens zwei
Drittel seiner Mitglieder anwesend sind.

(2) Der Rundfunkrat ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Er -
schienenen beschlussfähig, wenn zuvor eine Versammlung
we gen Nichterscheinens der erforderlichen Zahl der Mit -
glieder beschlussunfähig war und eine Versammlung binnen
an gemessener Frist mit derselben Tagesordnung erneut ein -
berufen wird.

(3) Der Rundfunkrat fasst seine Beschlüsse mit der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit in diesem Staats -
vertrag oder sonst durch Staatsvertrag nichts anderes be stimmt
ist. Entsprechendes gilt für Wahlen.

(4) Das Nähere regelt die Hauptsatzung.

§ 19
Ausschüsse des Rundfunkrats

(1) Der Rundfunkrat bildet mindestens einen Programm aus -
schuss. Er kann nach Maßgabe der Hauptsatzung weitere
Aus schüsse bilden. Der zuständige Programmausschuss berei-
tet die Beschlüsse des Rundfunkrats in Programm angelegen -
heiten vor. Er kann der Intendantin oder dem Intendanten in
Programmangelegenheiten Empfehlungen geben, soweit der
Rundfunkrat nichts anderes beschließt.

(2) Der zuständige Programmausschuss kann mit der Mehr -
heit von zwei Dritteln seiner Mitglieder in dringenden Pro -
gramm angelegenheiten, in denen eine Beschlussfassung des
Rundfunkrats nicht kurzfristig herbeigeführt werden kann,
die zur Einhaltung der Grundsätze der Programmgestaltung
erforderlichen Beschlüsse nach § 15 Abs. 2 fassen. Der Vorsitz
des Rundfunkrats ist hiervon unverzüglich zu unterrichten.
Der Rundfunkrat hat in seiner nächsten Sitzung über die Be -
schlüsse des Ausschusses zu entscheiden.

§ 20
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 18 Mitgliedern. Davon
wählt der Rundfunkrat neun Mitglieder aus seiner Mitte, die
nicht von den Landtagen entsandt worden sein dürfen; sieben
davon müssen Mitglieder aus Baden-Württemberg und zwei
aus Rheinland-Pfalz sein. Drei Mitglieder entsendet der Land -
tag von Baden-Württem berg, ein Mitglied der Landtag von
Rhein land-Pfalz. Zwei Mitglieder entsendet die Landes regie -
rung von Baden-Württemberg, ein Mitglied die Landesregie -
rung von Rheinland-Pfalz. Zwei Mitglieder entsendet der Per -
sonal rat, und zwar eines aus jedem Land. Für jedes Mitglied
kann eine Vertretung bestellt werden. Die Vertretung eines
vom Rundfunkrat entsandten Mitglieds wählt der Rundfunk -
rat; sie muss diesem nicht angehören.

(2) Bei der Entsendung der Mitglieder ist ein angemessener
Geschlechterproporz zu wahren. Von den nach Absatz 1
Satz 2 gewählten Mitgliedern müssen hierzu auf Frauen und
Männer je mindestens vierzig vom Hundert entfallen. Die
Landesregierung Baden-Württemberg und der Personalrat
müssen jeweils eine Frau und einen Mann entsenden. In den
anderen Fällen muss bei der Nachfolge für ein Mitglied eine
Frau entsandt werden, wenn zuvor ein Mann entsandt war,
oder ein Mann, wenn zuvor eine Frau entsandt war.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats haben die Interessen
des SWR zu fördern. Sie sind bei der Erfüllung ihrer Auf -
gaben an Aufträge oder Weisungen nicht gebunden.

(4) § 16 Abs. 3 gilt für Mitglieder des Verwaltungsrats ent -
spre chend.

§ 21
Aufgaben des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung der
Intendantin oder des Intendanten, soweit sie nicht die inhalt-
liche Gestaltung des Programms betrifft.

(2) Der Verwaltungsrat hat ferner folgende Aufgaben:
1. Zustimmung zur Berufung der Verwaltungsdirektorin

oder des Verwaltungsdirektors und der Juristischen Di -
rek torin oder des Juristischen Direktors,

2. Festlegung des Haushaltsplans und des Jahresabschlusses,



Nr. 20 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 2013 565

3. Beschlussfassung über Satzungen gemeinsam mit dem
Rundfunkrat,

4. Feststellung des Entwicklungsplans,
5. Erlass der Finanzordnung,
6. Zustimmung zu Rechtsgeschäften und Entscheidungen

der Intendantin oder des Intendanten nach § 27,
7. Kontrolle der Beteiligung an Unternehmen,
8. Vertretung des SWR beim Abschluss von Rechts geschä -

ften und anderen Rechtsangelegenheiten gegenüber der
Intendantin oder dem Intendanten,

9. Auswahl des Abschlussprüfungsunternehmens,
10. Entlastung der Intendantin oder des Intendanten und
11. Beschlussfassung nach Maßgabe der Hauptsatzung über

die Organisationsverfügung sowie deren Änderung.

(3) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben sind dem Ver -
waltungsrat von der Intendantin oder dem Intendanten alle
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und Einsicht in die ent-
sprechenden Unterlagen des SWR zu gewähren. Der Verwal -
tungsrat kann einzelne Vorgänge untersuchen und hierfür
auch besondere Sachverständige beauftragen.

§ 22
Amtszeit und Vorsitz des Verwaltungsrats

(1) Die Amtszeit des Verwaltungsrats beträgt fünf Jahre und
beginnt mit seinem ersten Zusammentritt. Nach Ablauf der
Amtszeit führt der Verwaltungsrat die Geschäfte bis zum Zu -
sammentritt des neuen Verwaltungsrats weiter. Die Mitglied -
schaft im Verwaltungsrat endet, wenn ein Ausschließungs grund
nach § 13 Abs. 3 eintritt, eine Feststellung entsprechend § 13
Abs. 5 Satz 4 getroffen wird oder durch Ab beru fung. Der Ver -
waltungsrat wählt seinen Vorsitz und dessen Stell ver tre tung für
die Dauer von 30 Monaten. § 16 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Ein vom Rundfunkrat gewähltes Mitglied des Verwal tungs -
rats kann auf Antrag des Verwaltungsrats vom Rund funk rat
abberufen werden, wenn sein Verbleiben im Amt die In te res -
sen des SWR erheblich schädigen würde. Der Verwal tungs rat
und der Rundfunkrat haben dem betroffenen Mit glied Ge -
legenheit zur Äußerung zu geben. Das betroffene Mitglied ist
von der Beratung und Beschlussfassung über den Antrag im
Verwaltungsrat ausgeschlossen. Das Nähere regelt die Haupt -
satzung. Die von den Regierungen der Länder und den Land -
tagen entsandten Mitglieder können jederzeit und ohne An -
gabe von Gründen abberufen werden.

(3) Scheidet ein Mitglied des Verwaltungsrats vorzeitig aus,
ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausscheiden für den
Rest der Amtszeit nach den für die Berufung des Mitglieds
geltenden Bestimmungen ein neues Mitglied zu bestimmen.

§ 23
Sitzungen des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat tritt bei Bedarf, mindestens jedoch
alle drei Monate zusammen. Er wird von seinem Vorsitz oder,
wenn Vorsitz und Stellvertretung nicht bestimmt sind, von
dem an Lebensjahren ältesten Mitglied einberufen und ge lei -
tet. Der Verwaltungsrat ist unverzüglich einzuberufen, wenn
dies drei Mitglieder unter Angabe der Gründe verlangen.

(2) Der Intendantin oder dem Intendanten soll von dem
Termin einer Sitzung rechtzeitig Kenntnis gegeben werden.
Der Verwaltungsrat kann verlangen, dass die Mitglieder der
Ge schäftsleitung anwesend sind. Die Intendantin oder der
Inten dant und die Direktorinnen und Direktoren der Landes -
sen der sind auf ihren Wunsch zu hören.

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mit glie -
der ordnungsgemäß geladen wurden und mindestens zehn, in
den Fällen der Beschlussfassung über die Hauptsatzung und
der Beschlussfassung nach § 21 Abs. 2 Nr. 11 mindestens
zwölf Mitglieder anwesend sind. Der Verwaltungsrat ist ohne
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn
zuvor eine Versammlung wegen Nichterscheinens der er -
forderlichen Zahl der Mitglieder beschlussunfähig war und
eine Versammlung binnen einer Woche mit derselben Tages -
ordnung erneut einberufen wird.

(4) Der Verwaltungsrat fasst seine Beschlüsse mit der ein -
fachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit in diesem
Staatsvertrag oder sonst durch Staatsvertrag nichts anderes
bestimmt ist. Entsprechendes gilt für die Wahl des Vorsitzes.

(5) Das Nähere regelt die Hauptsatzung.

§ 24
Landesrundfunkräte

(1) Die Landesrundfunkräte werden bei den Landessendern
auf die Dauer von fünf Jahren aus den dem jeweiligen Land
zuzuordnenden Mitgliedern des Rundfunk- und Verwal tungs -
rats des SWR gebildet.

(2) Soweit die Landesprogramme von der Direktorin oder
dem Direktor des Landessenders verantwortet werden, tritt
der jeweilige Landesrundfunkrat an die Stelle des Rund funk -
rats. Die den Rundfunkrat betreffenden Vorschriften gelten
entsprechend.

(3) Die Landesrundfunkräte haben die Beratungen über den
ihnen durch die Intendantin oder den Intendanten nach § 34
Abs. 2 Satz 1 zugeleiteten Haushaltsplanentwurf binnen vier
Wochen abzuschließen.

§ 25
Intendanz

(1) Die Intendantin oder der Intendant leitet den SWR, trägt
die Verantwortung für den gesamten Betrieb und die Pro -
gramm gestaltung und hat dafür zu sorgen, dass das Pro gramm
den gesetzlichen Vorschriften entspricht. Die Verantwortung
der Direktorinnen und Direktoren der Landessender bleibt
unberührt.

(2) Die Intendantin oder der Intendant vertritt die Anstalt
gerichtlich und außergerichtlich. Das Nähere regelt die Haupt -
satzung.

(3) Die Intendantin oder der Intendant stellt nach § 30 Abs. 2
Satz 2 die Organisationsverfügung nach Maßgabe der Haupt -
satzung auf. Sie oder er stellt nach § 34 Abs. 1 den Haushalts -
plan auf und trägt für die Einhaltung des Verfahrens nach
§ 34 Abs. 2 Sorge. Entsprechendes gilt für den Jahresabschluss
und den Geschäftsbericht.

(4) Im Falle der Verhinderung wird die Intendantin oder der
Intendant von der Direktorin oder dem Direktor eines Lan -
des senders im jährlichen Wechsel vertreten.

§ 26
Wahl und Abberufung

der Intendantin oder des Intendanten

(1) Die Intendantin oder der Intendant wird für die Dauer
von fünf Jahren vom Rundfunkrat gewählt. Bei der Auswahl
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der zur Wahl stehenden Kandidatinnen und Kandidaten ist
der Verwaltungsrat nach Maßgabe der Hauptsatzung zu be -
teiligen. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen der ge -
setzlichen Mitglieder auf sich vereinigt, soweit darin mindes-
tens jeweils die Hälfte der Stimmen der Mitglieder aus jedem
Land enthalten ist. Die Wahl erfolgt spätestens sechs Monate
vor Ablauf der Amtszeit, bei vorzeitigem Aus schei den un -
verzüglich, spätestens innerhalb von sechs Monaten. Wieder -
wahl ist zulässig.

(2) Kommt im ersten Wahlgang die nach Absatz 1 erforder -
liche Mehrheit nicht zustande, ist ein zweiter Wahlgang nach
den Bestimmungen des Absatzes 1 durchzuführen. Kommt
auch hier die erforderliche Mehrheit nicht zustande, ist nach
Ablauf von mindestens sechs Wochen ein dritter Wahlgang
durchzuführen. In diesem Wahlgang ist gewählt, wer die
Mehr heit der Stimmen der gesetzlichen Mitglieder auf sich
vereinigt, wenn darin mindestens ein Drittel der Stimmen der
Mitglieder aus jedem Land enthalten ist.

(3) Die Intendantin oder der Intendant kann vor Ablauf der
Amtsperiode durch Beschluss des Rundfunkrats abberufen
werden. Für den Abberufungsbeschluss bedarf es einer Mehr -
heit von drei Viertel der Stimmen der gesetzlichen Mitglieder
des Rundfunkrats. Die Intendantin oder der Intendant ist vor
der Beschlussfassung zu hören.

§ 27
Zustimmungsbedürftige Angelegenheiten

Die Intendantin oder der Intendant bedarf in folgenden An -
gelegenheiten der Zustimmung des Verwaltungsrats:
1. Abschluss und Kündigung von Anstellungsverträgen mit

Angestellten, deren Bezüge über der höchsten Tarifgruppe
liegen,

2. Mitarbeiterstatute oder vergleichbare Regelungen mit Aus -
nahme des Redaktionsstatuts,

3. Abschluss von Dienstvereinbarungen und Tarifverträgen,
4. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken,
5. Erwerb und Veräußerung von Unternehmen sowie Be -

tei li gungen an ihnen,
6. Aufnahme von Anleihen und Inanspruchnahme von Kre -

diten, soweit nicht im Haushaltsplan vorgesehen,
7. Übernahme von fremden Verbindlichkeiten, Bürg schaf ten

und Garantien und
8. Übernahme sonstiger Verpflichtungen im Wert von mehr

als 250 000,– Euro, außer bei Verträgen über die Her stel -
lung oder Lieferung von Programmteilen.

§ 28
Direktorinnen und Direktoren

der Landessender

(1) Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Intendantin
oder des Intendanten werden die Landessender Baden-Würt -
temberg und Rheinland-Pfalz von jeweils einer Direktorin
oder einem Direktor geleitet. Diese tragen die Verantwor -
tung für den gesamten Betrieb und die Programmgestaltung,
soweit Angebote im Rahmen des § 4 von den Landessendern
gestaltet werden.

(2) Die Direktorinnen und Direktoren der Landessender ma -
chen zum Entwurf des Haushaltsplans durch die Inten dantin
oder den Intendanten Vorschläge für den Etat des jeweiligen
Landessenders.

(3) Die Möglichkeit zur Bildung übergreifender Schwer punk te
zu einzelnen Geschäftsbereichen bleibt unberührt.

(4) Dienstort der Direktorin oder des Direktors des Landes -
senders Baden-Württemberg ist Stuttgart. Dienstort der Di rek -
torin oder des Direktors des Landessenders Rheinland-Pfalz
ist Mainz.

§ 29
Wahl und Abberufung

der Direktorinnen und Direktoren
der Landessender

(1) Die Direktorinnen und Direktoren der Landessender
werden für die Dauer von fünf Jahren auf Vorschlag der In -
ten dantin oder des Intendanten durch den jeweiligen Landes -
rundfunkrat mit der Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder gewählt. Die Wahl erfolgt spätestens sechs Monate
vor Ablauf der Amtszeit, bei vorzeitigem Ausscheiden un -
verzüglich, spätestens innerhalb von sechs Monaten. Wie der -
wahl ist zulässig.

(2) Macht die Intendantin oder der Intendant nicht spätestens
neun Monate vor Ablauf der Amtszeit einen Wahlvorschlag,
entfällt das Vorschlagsrecht.

(3) Kommt die nach Absatz 1 erforderliche Mehrheit für die
von der Intendantin oder dem Intendanten vorgeschlagene
Person nicht zustande, ist frühestens nach Ablauf von sechs
Wochen ein weiterer Wahlgang nach Maßgabe des Absatzes 1
Satz 1 durchzuführen. Für diesen Wahlgang sind auch Wahl -
vorschläge aus der Mitte des Landesrundfunkrats zulässig.

(4) Eine Direktorin oder ein Direktor des Landessenders
kann vor Ablauf der Amtsperiode durch Beschluss des Lan -
des rundfunkrats abberufen werden. Die Intendantin oder der
Intendant kann die Abstimmung verlangen. Für den Ab beru -
fungsbeschluss bedarf es einer Mehrheit von drei Viertel der
Stimmen der gesetzlichen Mitglieder. Die Direktorin oder
der Direktor des Landessenders ist vor der Beschlussfassung
zu hören.

§ 30
Geschäftsleitung

(1) Die Geschäftsleitung besteht aus der Intendantin oder
dem Intendanten und den Direktorinnen und Direktoren.
Bei ihrer Zusammensetzung wird eine gleichberechtigte Ver -
tre tung der Geschlechter zu mindestens je 40 vom Hundert
angestrebt.

(2) Die Aufgaben, Befugnisse und Rechtsverhältnisse der
Mit glieder der Geschäftsleitung sowie erforderlichenfalls der
anderen leitenden Angestellten bestimmt die Hauptsatzung,
soweit dieser Staatsvertrag keine Regelung trifft. Die Zahl der
Mitglieder der Geschäftsleitung sowie die Grundzüge der Ge -
schäftsverteilung und die Zuordnung von Geschäfts bereichen
zu den Dienstorten werden in einer Organisations verfügung
bestimmt; es können übergreifende Schwerpunkte zu einzel-
nen Geschäftsbereichen im Rahmen eines ausgewogenen Ge -
samtkonzepts gebildet werden.

(3) Die Intendantin oder der Intendant leitet den Entwurf
der Organisationsverfügung dem Verwaltungsrat zur Prü fung
und Beschlussfassung zu. Die Organisations verfügung sowie
deren Änderung wird vom Verwaltungsrat mit der Mehrheit
der Stimmen der gesetzlichen Mitglieder beschlossen, soweit
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darin mindestens jeweils die Hälfte der Stimmen der Mit -
glieder aus jedem Land enthalten ist. Findet der Entwurf bei
der ersten Abstimmung nicht die nach Satz 2 erforderliche
Mehrheit, darf eine weitere Abstimmung frühestens eine
Woche nach der ersten Abstimmung stattfinden. Das Nähere
zum Verfahren regelt die Hauptsatzung.

(4) Die Zustimmung zur Berufung der Direktorinnen und Di -
rektoren mit Ausnahme derjenigen der Landessender er folgt
durch einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Kommt
die erforderliche Mehrheit nicht zustande, ist frühestens nach
Ablauf von sechs Wochen eine weitere Ab stim mung durch-
zuführen. Für diese Abstimmung sind auch Vor schläge aus
der Mitte des jeweils zuständigen Gremiums zulässig. Das
Nähere regelt die Hauptsatzung.

§ 31
Wirtschaftsführung

(1) Der SWR hat bei seiner Wirtschaftsführung die Grund -
sätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
Erträge des SWR dürfen nur für solche Zwecke verwendet
werden, die unmittelbar oder mittelbar für die Erfüllung des
ge setzlichen Auftrags notwendig sind, einschließlich der ge -
mein schaftlichen Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Rund -
funk anstalten. Die Wirtschaftsführung des SWR richtet sich
nach der Finanzordnung, einer mehrjährigen Finanzplanung,
dem Entwicklungsplan und dem jährlichen Haushaltsplan.

(2) Mit der mehrjährigen Finanzplanung ist ein Entwick lungs -
plan aufzustellen und fortzuschreiben, der die Vorstel lun gen
des SWR für die strukturelle Entwicklung der Rund funk -
anstalt sowie den Ausbau ihrer Einrichtungen enthält. Die
Inves titionen in den Ländern sind getrennt auszuweisen.

(3) Ist bis zum Schluss eines Geschäftsjahres der Haushalts -
plan für das folgende Jahr nicht wirksam geworden, ist die
Intendantin oder der Intendant bis zum Wirksamwerden er -
mächtigt, alle Ausgaben zu leisten, die notwendig sind, um
1. den Betrieb des SWR in seinem bisherigen Umfang zu

erhalten,
2. die von den Organen des SWR beschlossenen Maßnahmen

durchzuführen,
3. Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzuset-

zen, sofern durch den Haushaltsplan des Vorjahres bereits
Beträge vorgesehen sind, oder

4. rechtlich begründete Verpflichtungen des SWR zu erfüllen.

(4) Der SWR soll die Ansprüche der Beschäftigten aus Ver -
sor gungszusagen durch Bildung von Rückstellungen in an -
gemessenem Umfang sicherstellen.

§ 32
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

(1) Die Intendantin oder der Intendant hat nach Abschluss
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den Geschäfts -
bericht aufzustellen. Der Geschäftsbericht hat einen umfas-
senden Einblick in die Vermögens- und Ertragsverhältnisse
des SWR einschließlich seiner Beziehungen zu Unternehmen,
an denen er unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, zu ver-
mitteln. In diesem Rahmen ist der Jahresabschluss eingehend
zu erläutern und auch über die Vorgänge von besonderer
Bedeutung zu berichten, die nach Ablauf des Geschäftsjahres
eingetreten sind. In dem Geschäftsbericht ist auch der Um -

fang der Auftrags- und Koproduktionen mit abhängigen und
unabhängigen Produktionsunternehmen darzustellen.

(2) Der Jahresabschluss ist nach den Vorschriften des Han -
dels gesetzbuchs für große Kapitalgesellschaften aufzustellen
und vor der Feststellung zu prüfen. Das Abschluss prüfungs -
unternehmen ist auch mit den Feststellungen und Berichten
nach § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes zu beauftragen.

(3) Jahresabschluss, Prüfungsbericht und Geschäftsbericht wer -
den den Regierungen und Rechnungshöfen der Länder über-
mittelt.

(4) Nach Genehmigung des Jahresabschlusses veröffentlicht
der SWR eine Gesamtübersicht über den Jahresabschluss,
eine Zusammenfassung der wesentlichen Teile des Geschäfts -
berichts sowie eine Übersicht über die Bezüge der Mitglieder
der Geschäftsleitung entsprechend den Vorschriften des Han -
dels gesetzbuches für Kapitalgesellschaften. Eine Veröffent -
lichung in elektronischer Form im Internetauftritt des SWR
ist ausreichend.

§ 33
Finanzordnung

(1) Die Finanzordnung wird vom Verwaltungsrat erlassen.

(2) Die Finanzordnung hat von folgenden Grundsätzen aus-
zugehen:
1. Für jedes Geschäftsjahr ist ein Haushaltsplan aufzustellen.

Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung des
Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben des SWR
voraussichtlich notwendig ist.

2. Der Haushaltsplan ermächtigt die Intendantin oder den
Intendanten, Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen ein -
zugehen.

3. Der Haushaltsplan bestimmt, bis zu welcher Höhe die
Intendantin oder der Intendant Kredite nach Maßgabe des
§ 1 Abs. 3 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrags auf-
nehmen darf.

§ 34
Haushaltsplan

(1) Der Entwurf des Haushaltsplans wird von der Inten dan -
tin oder dem Intendanten rechtzeitig vor Beginn des Haus -
halts jahres aufgestellt. Die Haushaltsansätze der Landessender
sind hierbei gesondert auszuweisen. Den Direktorinnen und
Direktoren der Landessender ist vor der Aufstellung des Ent -
wurfs Gelegenheit zu geben, den jeweiligen Landessender
betreffende Vorschläge für den Haushaltsplan zu machen.

(2) Die Intendantin oder der Intendant leitet den Entwurf
den Landesrundfunkräten zur Beratung und dem Verwal -
tungs rat zur Prüfung und Beschlussfassung zu. Nach den
Beratungen der Landesrundfunkräte wird der Haushaltsplan
vom Verwaltungsrat mit der Mehrheit der Stimmen der ge -
setzlichen Mitglieder beschlossen, soweit darin mindestens
jeweils die Hälfte der Stimmen der Mitglieder aus jedem Land
enthalten ist. Findet der Entwurf bei der ersten Abstimmung
nicht die nach Satz 2 erforderliche Mehrheit, darf eine wei tere
Abstimmung frühestens eine Woche nach der ersten Ab stim -
mung stattfinden.

(3) Der Verwaltungsrat leitet den Haushaltsplan nach der Be -
schlussfassung dem Rundfunkrat zur Genehmigung zu. Die
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Genehmigung des Haushaltsplans durch den Rundfunkrat
bedarf der Mehrheit der Stimmen seiner gesetzlichen Mit -
glieder, worin mindestens jeweils die Hälfte der Stimmen der
Mit glieder aus jedem Land enthalten sein muss. Der Rund -
funk rat kann über den vom Verwaltungsrat festgestellten Ge -
samtansatz der Aufwendungen nicht hinausgehen.

(4) Liegt ein beschlossener Haushaltsplan bei Beginn des
Haus haltsjahrs noch nicht vor, so ist der bisherige Haus -
halts plan der Haushaltsführung zunächst weiter zugrunde
zu legen.

§ 35
Finanzkontrolle

(1) Die Rechnungshöfe der Länder prüfen die Haushalts- und
Wirtschaftsführung des SWR gemeinsam.

(2) Die Rechnungshöfe prüfen die Wirtschaftsführung bei
solchen Unternehmen des privaten Rechts, an denen der SWR
unmittelbar, mittelbar oder zusammen mit anderen An stal -
ten oder Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Mehr -
heit beteiligt ist und deren Gesellschaftsvertrag oder Satzung
diese Prüfungen durch die Rechnungshöfe vorsieht. Der SWR
ist verpflichtet, für die Aufnahme der erforderlichen Rege lun -
gen in den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung der Unter -
nehmen zu sorgen.

(3) Die Rechnungshöfe teilen das Ergebnis der Prüfungen dem
Verwaltungsrat, dem Rundfunkrat, der Intendantin oder dem
Intendanten, den Landesregierungen und den Landtagen mit.

(4) Auf Ersuchen des Landtags oder der Regierung eines Lan -
des kann sich der Rechnungshof dieses Landes gutachterlich
zu Fragen äußern, die für die Beurteilung der Wirtschafts-
und Finanzlage des SWR von Bedeutung sind.

(5) Die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung des Lan des,
in dem der Dienstort der Intendanz liegt, über Unter nehmen
in der Rechtsform einer landesunmittelbaren juristischen
Person des öffentlichen Rechts sind in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden. Die übrigen Vorschriften gelten ent-
sprechend, soweit sie ihrem Wesen nach auf eine öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalt anwendbar sind.

§ 36
Kommerzielle Tätigkeiten, Beteiligung

an Unternehmen

Für kommerzielle Tätigkeiten des SWR und seine Beteiligung
an Unternehmen gelten die §§ 16 a bis 16 e des Rund funk -
staats vertrags.

§ 37
Rechtsaufsicht

(1) Die Regierungen der Länder führen die Rechtsaufsicht
über den SWR. Sie nehmen diese Aufgaben in zweijährigem
Wechsel wahr. Die jeweils aufsichtführende Regierung betei-
ligt die andere Regierung vor der Einleitung von Maßnahmen
und bemüht sich um ein Einvernehmen.

(2) Rechtsaufsichtliche Maßnahmen sind erst zulässig, wenn
die zuständigen Organe des SWR die ihnen obliegenden
Pflich ten in angemessener Frist nicht oder nicht hinreichend
erfüllen. Die rechtsaufsichtsführende Landesregierung ist ins-

besondere berechtigt, dem SWR im Einzelfall eine angemes-
sene Frist zur Wahrnehmung seiner Pflichten zu setzen.

§ 38
Personalvertretung, Redaktionsstatut

(1) Für den SWR findet das Personalvertretungsgesetz des
Lan des in der jeweils gültigen Fassung Anwendung, in dem
der Dienstort der Intendanz liegt.

(2) Die Intendantin oder der Intendant stellt ein Redaktions -
statut auf, das der Zustimmung des Rundfunkrats bedarf. Das
Redaktionsstatut regelt länderübergreifend die Mitwir kungs -
rechte der Programmbeschäftigten in Programmange legen hei -
ten. Es enthält insbesondere Regelungen über die besondere
Organisation der Programmbeschäftigten und über ein Ver -
fahren zur Beilegung von Konflikten in Programmfragen
zwi schen Programmbeschäftigten und ihren Vorgesetzten.
Pro grammbeschäftigte sind die angestellten Redakteurinnen
und Redakteure sowie arbeitnehmerähnliche ständige freie
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Programmbereich. Än -
derungen sind mit Zustimmung des Rundfunkrats und nur
im Einvernehmen mit der konstituierten Vertretung der Pro -
grammbeschäftigten möglich.

§ 39
Datenschutz, Chancengleichheit

(1) Für den Datenschutz beim SWR gelten vorbehaltlich des
Satzes 2 die auf Rundfunkanstalten anwendbaren Bestim mun -
gen des Datenschutzgesetzes des Landes in der jeweils gülti-
gen Fassung, in dem der Dienstort der Intendanz liegt. Der
Rundfunkrat bestellt mit Zustimmung des Verwaltungsrats
länderübergreifend eine Person zur oder zum Rundfunk -
beauf tragten für den Datenschutz, die die Einhaltung aller
Bestimmungen über den Datenschutz beim SWR überwacht
und in Ausübung ihres Amtes völlig unabhängig und nur
dem Gesetz unterworfen ist.

(2) Für Fragen der Chancengleichheit beim SWR gelten
die auf Rundfunkanstalten anwendbaren Bestimmungen des
Chan cengleichheitsgesetzes des Landes in der jeweils gültigen
Fassung, in dem der Dienstort der Intendanz liegt.

§ 40
Beitritt

Der Beitritt anderer Länder bedarf eines Staatsvertrags der
beteiligten Länder.

§ 41
Übergangsregelungen

(1) Die nach dem Staatsvertrag über den Südwestrundfunk
vom 31. Mai 1997 begründeten Rechtsakte und Rechts ver -
hält nisse bleiben vom Inkrafttreten dieses Staatsvertrags un -
berührt, soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts Ab -
wei chendes bestimmt ist.

(2) Die Satzung des Südwestrundfunks vom 20. April 1998 ist
bis zum Inkrafttreten einer Hauptsatzung nach diesem Staats -
vertrag entsprechend anzuwenden. Die Zahl der Mitglieder
der Geschäftsleitung sowie die Grundzüge der Geschäfts ver -
tei lung und die Zuordnung von Geschäftsbereichen zu den
Dienst orten bleiben bis zum Inkrafttreten einer Organi sa -
tions verfügung nach diesem Staatsvertrag unverändert.
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(3) Die laufenden Amtsperioden des Rundfunkrats und des
Verwaltungsrats enden achtzehn Monate nach Inkrafttreten
dieses Staatsvertrags.

(4) Die laufende Amtsperiode des Rundfunkrats gilt als erste
im Sinne des § 14 Abs. 4 Satz 2.

(5) § 14 Abs. 6 Satz 2 gilt in den Fällen des § 14 Abs. 3 Satz 2
Nr. 4 und 5 ab der zweiten Amtsperiode, für die der Rund -
funkrat nach diesem Staatsvertrag zusammengesetzt ist.

(6) Die Stellvertretung der Intendantin oder des Intendanten
wird bis zum 31. Dezember 2014 von der Direktorin oder dem
Direktor des Landessenders Baden-Württemberg ausgeübt.

(7) Die Rechtsaufsicht über den SWR wird bis zum 31. De -
zember 2015 von der Regierung des Landes Baden-Württem -
berg ausgeübt.

§ 42
Überprüfungsklausel, Optimierungspflicht

(1) Die Länder überprüfen die Angemessenheit der Regelun -
gen dieses Staatsvertrags in regelmäßigen Abständen und pas-
sen sie bei Bedarf an. Dabei berücksichtigen sie insbesondere
auch die programmlichen und technischen Entwicklungen
im Medienbereich sowie Aspekte der Wirtschaftlichkeit.

(2) Der SWR ist verpflichtet, die Nutzung der Übertragungs-
wege und die technische Versorgung der Bevölkerung mit
seinen Programmen fortlaufend zu optimieren.

§ 43
Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er kann je -
weils zum Schluss eines Kalenderjahres mit einer Frist von zwei
Jahren gekündigt werden, erstmals zum 31. Dezember 2016.

(2) Im Falle der Kündigung findet eine Vermögens auseinan -
der setzung statt. Diese richtet sich nach einer von den Län -
dern binnen eines Jahres nach Zugang der Kündigung ab -
zuschlie ßenden Vereinbarung über die Auseinandersetzung.
Kommt in dieser Frist eine Vereinbarung nicht zustande, ent-
scheidet ein aus drei Mitgliedern bestehendes Schiedsgericht
vor Wirksamwerden der Kündigung über die Vermögens -
auseinandersetzung endgültig. Einigen sich die Länder binnen
eines Monats nicht über die Zusammensetzung des Schieds -
gerichts, so ernennen die Präsidentinnen und Präsidenten der
Oberverwaltungsgerichte der Länder auf Antrag eines der Län -
der unverzüglich gemeinsam die Mitglieder des Schieds gerichts.

§ 44
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. Sind
bis zum 31. Dezember 2013 die Ratifikationsurkunden nicht
ausgetauscht, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(2) Der Staatsvertrag über den Südwestrundfunk vom 31. Mai
1997 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

Für das Land Baden-Württemberg:

Baden-Baden, den 3. Juli 2013
Winfried Kretschmann

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Baden-Baden, den 3. Juli 2013
Malu Dreyer
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